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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. November 1959 

7 — 80603 — 4495/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Internationale Arbeitskonferenz hat auf ihrer 41. Tagung 
vom 29. April bis 14. Mai 1958 in Genf 

1. das Übereinkommen 108 über staatliche Personalausweise 
für Seeleute, 

2. das Übereinkommen 109 über die Heuern, die Arbeitszeit 
an Bord und die Besatzungsstärke (Neufassung vom Jahre 
1958), 

3. die Empfehlung 105 betreffend den Inhalt der Schiffs- 
apotheken, 

4. die Empfehlung 106 betreffend die funkärztliche Beratung 
der Schiffe auf See, 

5. die Empfehlung 107 betreffend die Anheuerung der See- 
leute zum Dienst auf im Ausland eingetragenen Schiffen, 

6. die Empfehlung 108 betreffend die Lebens- und Arbeits- 
bedingungen und die Sicherheit der Seeleute im Zusam- 
menhang mit der Eintragung der Schiffe, 

7. die Empfehlung 109 betreffend die Heuern, die Arbeitszeit 
an Bord und die Besatzungsstärke 

angenommen. 

Die Bundesregierung ist nach Artikel 19 Ziff. 6 und 7 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation (BGBL 1957 II 
S. 317) verpflichtet, spätestens innerhalb einer Frist von 
18 Monaten nach Abschluß der 41. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz die genannten Übereinkommen und Emp- 
fehlungen dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat vor- 
zulegen. 

Anbei übersende ich daher den von der Übersetzungskonfe- 
renz beschlossenen deutschen Wortlaut der Übereinkommen 
108 und 109 sowie die Empfehlungen 105 bis 109 nebst Stel- 
lungnahmen der Bundesregierung hierzu. 

Federführend sind der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung und der Bundesminister für Verkehr. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitats-BudidruckeTel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Übereinkommen 108 


INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 

über staatlidie Personalausweise für Seeleute 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom. Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
29. April 1958 zu ihrer einundvierzigsten Ta- 
gung zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anztmehmen 
betreffend die gegenseitige oder internationale 
Anerkennung von staatlichen Personalauswei- 
sen für Seeleute, eine Frage, die den siebenten 
Gegenstand ihrer Tagungsordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sol- 
len. 

Die Konferenz nimmt 'heute, am 13. Mai 1958, 
das folgende Übereinkommen an, das als Überein- 
kommen über Personalausweise für Seeleute, 1958, 
bezeichnet wird. 


A r t i k e 1 1 

1. Dieses Übereinkommen gilt für jeden See- 
mann, der in irgendeiner Eigenschaft an Bord eines 
Schiffes beschäftigt ist, sofern das Schiff kein Kriegs- 
schiff ist, regelmäßig in der Seeschiffahrt verwen- 
det wird und in einem Gebiet eingetragen ist, für 
das dieses Übereinkommen in Kraft ist. 

2. Im Zweifelsfalle hat die zuständige Stelle je- 
des Landes nach Anhörung der beteiligten Verbände 
der Reeder und der Seeleute zu entscheiden, ob be- 
stimmte Personengruppen als Seeleute im Sinne 
dieses Übereinkommens anzusehen sind oder nicht. 


Artikel 2 

1. Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkom- 
men in Kraft ist, hat jedem seiner Staatsangehöri- 
gen, der Seemann ist, auf dessen Antrag einen Per- 
sonalausweis für Seeleute nach den Bestimmungen 
"von Artikel 4 dieses Übereinkommens auszustellen. 
Falls jedoch die Ausstellung eines solchen Auswei- 
ses an bestimmte Gruppen von Seeleuten nicht mög- 
lich ist, kann das betreffende Mitglied statt dessen 
einen Paß ausstellen, der für die Zwecke dieses 
Übereinkommens die gleiche Wirkung besitzt wie 
der Personalausweis für Seeleute. 


2. Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkom- 
men in Kraft ist, kann jedem anderen Seemann, der 
an Bord eines in seinem Gebiet eingetragenen 
Schiffes beschäftigt oder bei einer Heuerstelle in 
seinem Gebiet gemeldet ist, auf dessen Antrag 
einen Personalausweis für Seeleute ausstellen. 

Artikel 3 

Der Personalausweis für Seeleute hat ständig im 
Besitz des Seemannes zu verbleiben. 

Artikel 4 

1. Der Personalausweis für Seeleute muß einfach 
gestaltet, aus dauerhaftem Material hergestellt und 
so beschaffen sein, daß jede Änderung leicht ersicht- 
lich ist. 

2. Der Personalausweis für Seeleute hat die ge- 
naue Bezeichnung der ausstellenden Behörde, die 
Angabe von Tag und Ort der Ausstellung sowie den 
Vermerk zu enthalten, daß er einen Personalausweis 
für Seeleute im Sinne dieses Übereinkommens dar- 
stellt. 

3. Der Personalausweis für Seeleute hat die fol- 
genden Angaben über den Inhaber des Ausweises 
zu enthalten: 

a) voller Name (gegebenenfalls Vor- und Familien- 
namen) ; 

b) Geburtsdatum und -ort; 

c) Staatsangehörigkeit; 

d) Personenbeschreibung; 

e) Lichtbild; 

f) Unterschrift des Inhabers oder, falls dieser nicht 
unterschreiben kann, einen Daumenabdruck. 

4. Stellt ein Mitglied einem ausländischen See- 
mann einen Personalausweis aus, so sind Angaben 
über die Staatsangehörigkeit nicht erforderlich; sol- 
che Angaben bilden keinen schlüssigen Beweis der 
Staatsangehörigkeit des Ausweisinhabers. 

5. Eine etwaige Begrenzung der Gültigkeits- 
dauer ist im Personalausweis für Seeleute eindeutig 
zu vermerken. 
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6. Unter Vorbehalt der Bestimmungen der vor- 
stehenden Absätze sind Form und Inhalt des Per- 
sonalausweises für Seeleute im einzelnen von dem 
ausstellenden Mitglied nach Anhörung der beteilig- 
ten Verbände der Reeder und der Seeleute zu be- 
stinunen. 

7. Die innerstaatliche Gesetzgebung kann die 
Aufnahme weiterer Angaben in den Personalaus- 
weis für Seeleute vorschreiben. 


Artikel 5 

1. Jedem Seemann, der einen gültigen, von der 
zuständigen Stelle eines Gebietes, für das dieses 
Übereinkommen in Kraft ist, ausgestellten Personal- 
ausweis für Seeleute besitzt, ist die Wiedereinreise 
in dieses Gebiet zu gestatten. 

2. Die Wiedereinreise ist dem Seemann auch 
noch innerhalb eines Zeitraumes von mindestens 
einem Jahr nach Ablauf der in seinem Ausweis ver- 
merkten Gültigkeitsdauer zu gestatten. 


Artikel 6 

1. Jedes Mitglied hat einem Seemann, der im 
Besitz eines gültigen Personalausweises für See- 
leute ist, die Einreise in ein Gebiet, für das dieses 
Übereinkommen in Kraft ist, zu gestatten, wenn 
diese Einreise für einen befristeten Urlaub an Land 
während des Aufenthaltes des Schiffes im Hafen be- 
antragt wird. 

2. Ist im Personalausweis für Seeleute Raum für 
entsprechende Eintragungen freigelassen, so hat je- 
des Mitglied einem Seemann, der im Besitz eines 
gültigen Personalausweises für Seeleute ist, ferner 
die Einreise in ein Gebiet, für das dieses Überein- 
kommen in Kraft ist, zu gestatten, wenn der See- 
mann die Einreise beantragt, 

a) um sich an Bord seines Schiffes zu begeben oder 
das Schiff zu wechseln; 

b) zur Durchreise, um sich in einem anderen Land 
an Bord seines Schiffes zu begeben, oder zur 
Heimkehr; 

c) zu jedem anderen von den Behörden des betref- 
fenden Mitgliedes genehmigten Zweck. 

3. Jedes Mitglied kann, bevor es dem Seemann 
die Einreise in sein Gebiet zu einem der im vor- 
stehenden Absatz bezeichneten Zwecke gestattet, 
von dem Seemann, von dem beteiligten Reeder oder 
Agenten oder von dem zuständigen Konsul einen 
ausreichenden, gegebenenfalls schriftlichen Nach- 
weis über die Absicht des Seemannes und die Mög- 
lichkeit, seine Absicht auszuführen, verlangen. Es 
kann außerdem den Aufenthalt des Seemannes auf 
eine Zeitspanne beschränken, die es für den Zweck 
des Aufenthaltes als ausreichend erachtet. 

4. Keine Bestimmung dieses Artikels darf so 
ausgelegt werden, als würde dadurch das Recht 
eines Mitglieds beschränkt, bestimmten Personen 
die Einreise in sein Gebiet oder den Aufenthalt in 
seinem Gebiet zu untersagen. 


Artikel 7 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 


Artikel 8 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor einge- 
tragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate, nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den Gene- 
raldirektor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 


Artikel 9 

1. Jecies Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jah- 
ren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum ersten- 
mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird von diesem einge- 
tragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der 
Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vorge- 
sehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 


Artikel 10 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2, Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam 
machen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft 
tritt. 


Artikel 11 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen, 
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Artikel 12 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teilwei- 
sen Abänderung auf die Tagesordnung der Konfe- 
renz gesetzt werden soll. 


Artikel 13 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 


die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 9, 
vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkom- 
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 14 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Übereinkommen 108 


Das Übereinkommen 108 befaßt sich mit der Ver- 
pflichtung zur Ausstellung staatlicher Personalaus- 
weise und deren Form und Inhalt für Seeleute so- 
wie mit der Anerkennung derartiger Papiere als 
ausreichende Ausweise für die Einreise. Es be- 
zweckt, für Seeleute erleichterte Möglichkeiten zu 
schaffen, sich in oder durch das Gebiet fremder 
Staaten zu begeben, um ihr Schiff zu erreichen oder 
in die Heimat zurückzukehren, um einen Schiffs- 
wechsel vorzunehmen oder sich vorübergehend zu 
anderen Zwecken (z. B. Landgang oder Urlaub) in 
dem Gebiet des betreffenden Staates aufzuhalten. 

Die Bundesregierung hat schon seit Jahren mit 
einer Reihe von Nachbarstaaten, z. T. mit Erfolg, 
Verhandlungen geführt, um eine gegenseitige An- 
erkennung der Seefahrtbücher als Paßersatz zu er- 
reichen. Sie begrüßt deshalb grundsätzlich auch die- 
ses Übereinkommen. 

Die gesetzlichen und organisatorischen Vorausset- 
zungen für die Verwirklichung der Vorschriften des 
Übereinkommens sind in der Bundesrepublik, so- 
weit es sich um Kauffahrteischiffe handelt, durch das 
Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBl. II S. 713) 
und die Seemannsamtsverordnung vom 3. Juni 1959 
(BGBl. II S. 687) gegeben. Die Besatzungen der 
Schiffe, die im öffentlichen Dienst stehen, sind, so- 
weit sie hier überhaupt in Frage kommen (die 
Fischereischutzboote, das Fiscfiereiforsdiungsschiff 
des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und die Fahrzeuge des Deut- 
schen Hydrographischen Instituts), schon immer mit 
Seefahrtbüchern ausgerüstet worden. Einer aus- 
drücklichen Vorschrift darüber bedarf es daher 
nicht, jedoch gibt § 21 Abs. 2 Satz 2 des Flaggen- 
rechtsgesetzes vom 8. Februar 1951 (BGBl. I S. 79) 
dem Bundesminister für Verkehr die Möglichkeit 
anzuordnen, daß Schiffe im öffentlichen Dienst (§ 4 
Abs. 1 des Flaggenrechtsgesetzes) den Vorschriften 


des Bundesrechts über die Rechtsverhältnisse der 
Schiffsbesatzung auf Kauffahrteischiffen unterlie- 
gen. 

Im einzelnen wird folgendes bemerkt: 

1. Die Personengruppen, die im Sinne des Über- 
einkommens als Seeleute anzusehen sind und 
denen ein Personalausweis für Seeleute (See- 
fahrtbuch) auszustellen ist, sind in § 11 Abs. 1 
des Seemannsgesetzes aufgeführt. Es sind das 
die Besatzungsmitglieder des § 3 (Schiffsoffi- 
ziere, sonstige Angestellte und Schiffsleute) und 
die sonstigen im Rahmen des Schiffsbetriebs an 
Bord während der Reise tätigen Personen, die 
nicht in einem Heuerverhältnis zum Reeder ste- 
hen (§ 7 des Seemannsgesetzes). 

2. Nach § 11 Abs. 1 des Seemannsgesetzes muß 
derjenige, der auf einem Schiff den Dienst als 
Besatzungsmitglied oder eine sonstige Tätigkeit 
ausüben will, ein Seefahrtbuch besitzen. Das 
Seefahrtbuch wird nach § 11 Abs. 2 des See- 
mannsgesetzes nach näherer Vorschrift der auf 
Grund des § 143 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des See- 
mannsgesetzes erlassenen Seemannsamts Ver- 
ordnung vom Seemannsamt ausgestellt. Das gilt 
auch für Ausländer und Staatenlose. 

3. Grundsätzlich ist das Besatzungsmitglied im Be- 
sitz des Seefahrtbuchs, das ihm als Paßersatz 
und auch als Ausweis für Zwecke der Sozial- 
versicherung, für das Erlangen von Fahrpreis- 
ermäßigungen auf der Bundesbahn und derglei- 
chen dient. § 18 des Seemannsgesetzes schreibt 
vor, daß das Seefahrtbuch während der Reise 
vom Kapitän zu verwahren ist, und zwar um 
die Paßabfertigung beim Ein- und Auslaufen der 
Schiffe zu erleichtern, bei der zur Kontrolle der 
Besatzimg des Schiffs häufig Musterrolle und 
Seefahrtbücher miteinander verglichen werden 
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müssen (vgl. z. B. Nr. 31 der Dienstanweisung 
für die Paßkontrolle vom 6. Dezember 1954 — 
Gemeinsames Ministerialblatt S. 575). Der Kapi- 
tän hat jedoch dem Besatzungsmitglied auf Ver- 
langen das Seefahrtbudi in begründeten Fällen 
auszuhändigen. Das Besatzungsmitglied ist da- 
mit mittelbarer Besitzer (§ 868 BGB). Demzu- 
folge kann das Seefahrtbuch für die in Artikel 6 
Abs. 2 des Übereinkommens genannten Zwecke 
verwendet werden. Das Recht der Bundesrepu- 
blik entspricht somit dem Artikel 3 des Über- 
einkommens. 

4. Form und Inhalt des Seefahrtbuchs ergeben sich 
aus § 2 in Verbindung mit Anlage 1 der See- 
mannsamtsverordnung und entsprechen den An- 
forderungen des Artikels 4 des Übereinkom- 
mens. 

5. Nadi § 1 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung über 
Reiseausweise als Paßersatz und über die Be- 
freiung vom Paß- und Sicht vermerkszwang (Paß- 
verordnung). in der Fassung vom 14. Februar 
1955 (BGBl. I S, 77), geändert durch die Verord- 
nungen vom 12. Mai 1956 (BGBl. I S. 425) und 
vom 26. Juli 1956 (BGBl. I S. 670), ist das See- 
fahrtbuch Paßersatz und entspricht damit den 
Anforderungen des Artikels 5 Abs. 1 des Über- 
einkommens. Die Bundesregierung wird im übri- 
gen im Hinblick auf ausländische und staaten- 
lose Inhaber deutscher Seefahrtbücber unter 
ausländer-polizeilichen Gesicbtspimkten noch nä- 
her prüfen, ob imd gegebenenfalls wie Artikel 5 
Abs. 2 des Übereinkommens in der Bundes- 
republik durcbgeführt werden kann. 

6. Zu den in Artikel 6 Abs. 1 und 2 genannten 
Zwecken soll durch das Übereinkommen Seeleu- 


ten mit gültigen ausländischen Seefahrtbüchern 
die Einreise in das Gebiet aller Staaten gestat- 
tet werden, die das Übereinkommen ratifizieren. 
Gemäß § 3 Abs. 2 Buchstabe f der Paßverord- 
nung sind Staatsangehörige derjenigen Staaten, 
mit denen die Bundesrepublik Deutschland di- 
plomatische Beziehungen unterhält, für die Ein- 
reise in das Bundesgebiet vom Sicbtvermerks- 
zwang befreit, wenn sie sich durch einen National- 
paß ausweisen, für die Rückkehr in das Gebiet des 
Staates, dessen Staatsangehörigkeit sie besit- 
zen, nicht dem Sicbtvermerkszwang unterworfen 
sind und wenn sie nicht beabsichtigen, im Bun- 
desgebiet einer Erwerb Stätigkeit nachzugehen. 
Als Nationalpaß in diesem Sinne werden auch 
ausländische Seefahrtbücher anerkannt (§ 1 
Abs. 1 Nr. 3 und § 4 der Paßverordnung). Den 
Seeleuten der meisten Staaten, die das Überein- 
kommen voraussichtlich ratifizieren werden, 
wird daher unter den vorerwähnten Vorausset- 
zungen die sicbtvermerksfreie Einreise zu den 
in Artikel 6 des Übereinkommens genannten 
Zwecken gestattet werden können. Die Frage, 
ob die Bundesregierung einer uneingeschränkt 
auf Sichtvermerke verzichtenden Regelung hin- 
sichtlich der Seeleute sämtlicher hier in Betracht 
kommenden Staaten zustimmen kann, bedarf 
noch einer näheren Prüfung. 

Von den Möglichkeiten des Artikels 6 Abs. 3 
macht die Nr. 34 der Dienstanweisung für die 
Paßkontrolle insoweit Gebrauch, als neben der 
Überprüfung des Fahndungsmaterials besonders 
zu prüfen ist, ob die Wiederausreise (z. B. durch 
alsbaldige Wiederbeschäftigung oder entspre- 
chende Vorkehrungen des zuständigen Konsu- 
lats) gesichert ist. 
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Übereinkommen 109 


INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 

über die Heuern, die Arbeitszeit an Bord und die Besatzungs 
stärke (Neufassung vom Jahre 1958) 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nadi Genf einberufen wurde und am 
29. April 1958 zu ihrer einundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die allgemeine Abänderung des Über- 
einkommens über die Heuern, die Arbeitszeit 
an Bord und die Besatzungsstärke (Neufassung), 
1949, eine Frage, die den zweiten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 14. Mai 1958, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über die Heuern, die Arbeitszeit an Bord und 
die Besatzungsstärke (Neufassung), 1958, bezeichnet 
wird. 

TEIL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Soweit nach Gesetz, Rechtsspruch, Gewohnheits- 
recht oder Vertrag zwischen Reedern und Seeleuten 
in bezug auf die Heuern, die Arbeitszeit an Bord 
und die Besatzungsstärke günstigere Bedingungen 
für die Seeleute gelten, als in diesem Übereinkom- 
men vorgesehen sind, werden diese durch die Be- 
stimmungen dieses Übereinkommens nicht berührt. 

A r t i k e 1 2 

1. Dieses Übereinkommen gilt für alle Schiffe, 
gleichviel ob in öffentlichem oder privatem Besitz, 

a) mit Kraftantrieb, 

b) die in einem Gebiet eingetragen sind, für das 
dieses Übereinkommen in Kraft ist, 

c) die der gewerbsmäßigen Beförderung von Fracht 
oder von Fahrgästen dienen und 

d) die zu Fahrten auf See verwendet werden. 

2. Dieses Übereinkommen gilt nicht für 

a) Schiffe mit weniger als 500 Bruttoregistertonnen 
Raumgehalt, 


b) einfache Holzfahrzeuge, wie Dauen und Dschun- 
ken, 

c) Schiffe, die zur Fischerei oder damit unmittelbar 
zusammenhängenden Arbeiten verwendet wer- 
den, 

d) Fahrzeuge, die zu Fahrten in Flußmündungen 
verwendet werden. 

Artikels 

Dieses Übereinkommen gilt für jede in irgend- 
einer Eigenschaft an Bord beschäftigte Person, mit 

Ausnahme 

a) des Kapitäns, 

b) des Lotsen, der nicht zur Schiffsbesatzung gehört, 

c) des Arztes, 

d) des ausschließlich mit der Krankenpflege beschäf- 
tigten Krankenwärter- und anderen Lazarett- 
personals, 

e) des Schiffsgeistlichen, 

f) der Personen, die ausschließlich erzieherische 
Aufgaben erfüllen, 

g) der Musiker, 

h) der Personen, deren Dienst die an Bord befind- 
liche Fracht betrifft, 

i) der Personen, die ausschließlich für eigene Rech- 
nung arbeiten oder ausschließlich im Wege der 
Gewinnbeteiligung entlohnt werden, 

j) der Personen, die für ihre Dienste kein Entgelt 
oder nur ein nominales Entgelt erhalten, 

k) der Personen, die an Bord für Rechnung eines 
anderen Arbeitgebers als des Reeders beschäftigt 
sind, jedoch nicht der in Diensten einer Gesell- 
schaft für drahtlose Telegraphie stehenden Per- 
sonen, 

l) der mitfahrenden Hafenarbeiter, die nicht zur 
Besatzung gehören, 

m) der Personen, die an Bord von Schiffen zur Wal- 
fischjagd, von Schwimmenden Fabriken oder 
Transportschiffen oder in anderer Weise bei der 
Walfischjagd oder zu ähnlichen Zwecken unter 
Bedingungen beschäftigt sind, die durch die in- 
nerstaatliche Gesetzgebung oder durch einen» von 
einem Berufsverband von Seeleuten abgeschlos- 
senen besonderen Walfischfangs- oder ähnlichen 
Gesamtarbeitsvertrag mit Bestimmungen über 
Arbeitszeit und sonstige Heuerbedingungen ge- 
regelt sind. 
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n) der Personen, die nicht zur Besatzung gehören 
(gleichviel ob in der Musterrolle eingetragen 
oder nicht), sondern während des Aufenthaltes 
des Schiffes im Hafen mit Ausbesserungen, 
Reinigung, Laden oder Löschen des Schiffes oder 
mit ähnlichen Arbeiten beschäftigt sind oder die 
Vertretungs-, Instandhai tungs-, Überwachungs- 
oder Wachtauf gaben erfüllen. 

Artikel 4 

In diesem Übereinkommen bedeuten die Aus- 
drücke 

a) „Offizier" jede Person, mit Ausnahme des Kapi- 
täns, die in der Musterrolle als Offizier bezeich- 
net ist oder die nach der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung, den Gesamtarbeitsverträgen oder Ge- 
wohnheiten den Dienstgrad eines Schiffsoffiziers 
besitzt; 

b) „Mannschaftsmitglieder" alle Mitglieder der Be- 
satzung, einschließlich der Matrosen mit Befähi- 
gungsnachweis, mit Ausnahme des Kapitäns und 
der Offiziere; 

c) „Vollmatrose" jede Person, die nach der inner-, 
staatlichen Gesetzgebung oder, in deren Erman- 
gelung, nach Gesamtarbeitsvertrag als befähigt 
zur Erfüllung jedes Dienstes, mit Ausnahme von 
leitenden oder Spezialaufgaben, gilt, der von 
einem Mitglied des Deckdienstes gefordert wer- 
den kann; 

d) „Grundentgelt" oder „Grundheuer" das Barent- 
gelt eines Offiziers oder eines Mannschaftsmit- 
glieds, mit Ausnahme von Verpflegungskosten, 
Überstundenvergütung, Prämien oder von ande- 
ren Bar- oder Sachzulagen. 

Artikel 5 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, kann seiner Ratifikation eine Erklärung 
beifügen, durch die es Teil II des Übereinkommens 
von der Ratifikation ausnimmt. 

2. Unter Vorbehalt einer solchen Erklärung ha- 
ben die Bestimmungen in Teil II des Übereinkom- 
mens die gleiche Wirkung wie die anderen Bestim- 
mungen des Übereinkommens. 

3. Jedes Mitglied, das eine solche Erklärung ab- 
gibt, hat ferner Auskunft über das Grundeiitgelt 
oder die Grundheuer zu erteilen, die einem Voll- 
matrosen auf einem Schiff, für das dieses Überein- 
kommen gilt, für den Kalenderdienstmonat gezahlt 
wird. 

4. Jedes Mitglied, das eine solche Erklärung ab- 
gibt, kann dem Generaldirektor durch eine spätere 
Erklärung die Annahme des Teiles IL mitteilen; 
vom Zeitpunkt der Eintragung einer solchen Erklä- 
rung durch den Generaldirektor an treten die Be- 
stimmungen von Teil II für das betreffende Mitglied 
in Kraft. 

5. Solange eine nach Absatz 1 dieses Artikels 
übermittelte Erklärung für Teil II in Kraft ist, kann 
das Mitglied erklären, daß es Teil II mit der Wir- 
kung einer Empfehlung anzunehmen bereit ist. 


TEIL II 
Die Heuer 
Ar tikel 6 

1. Das Grundentgelt oder die Grundheuer eines 
Vollmatrosen, der auf einem Schiff, für das dieses 
Übereinkommen gilt, beschäftigt ist, darf für den 
Kalenderdienstmonat nicht geringer sein als sech- 
zehn Pfund in der Währung des Vereinigten König- 
reiches von Großbritannien und Nordirland oder 
vierundsechzig Dollar in der Währung der Vereinig- 
ten Staaten von Amerika oder als ein entsprechen- 
der Betrag in anderer Währung. 

2. Hinsichtlich jeder etwaigen Änderung des 
Pariwertes von Pfund und Dollar, die dem Inter- 
nationalen Währungsfonds nach dem 29. Juni 1946 
mitgeteilt worden ist, qder im Falle einer weiteren 
derartigen Änderung, die nach Annahme dieses 
Übereinkommens mitgeteilt wird, gilt folgendes: 

a) Die Mindestgrundheuer nach Absatz 1 dieses 
Artikels, die auf Grund der Währung, für die 
eine solche Änderung mitgeteilt worden ist, fest- 
gesetzt wird, ist so anzupassen, daß die Parität 
zu anderen Währungen gewahrt bleibt; 

b) der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes teilt diese Anpassung den Mitgliedern der 
Internationalen Arbeitsorganisation mit; 

c) die in dieser Weise angepaßte Mindestgrund- 
heuer ist für die Mitglieder, die das Übereinkom- 
men ratifiziert haben, ebenso bindend wie die 
Heuer nach Absatz 1 dieses Artikels und wird 
für jedes solche Mitglied spätestens mit Beginn 
des zweiten Kalendermonats nach dem Monat 
wirksam, in dem der Generaldirektor den Mit- 
gliedern die Änderung mitteilt. 

Artikel 7 

1. Werden auf Schiffen Gruppen von Mann- 
schaftsmitgliedern beschäftigt, die eine höhere Zahl 
von Mannschaftsmitgliedern erfordern als sonst be- 
schäftigt würden, so ist das Mindestgrundentgelt 
oder die Mindestgrundheuer eines Vollmatrosen in 
der Weise festzusetzen, daß sie dem angepaßten 
Gegenwert des Mindestgrundentgelts oder der 
Mindestgrundheuer im Sinne des vorstehenden 
Artikels entspricht. 

2. Diese Anpassung ist nach dem Grundsatz des 
gleichen Entgelts für gleiche Arbeit vorzunehmen. 
Dabei sind angemessen zu berücksichtigen 

a) die Zahl der zusätzlich beschäftigten Mannschafts- 
mitglieder solcher Gruppen, 

b) jede Erhöhung oder Verminderung der Unkosten 
des Reeders als Folge der Beschäftigung dieser 
Gruppen. 

3. Das angepaßte Entgelt wird durch Gesamt- 
arbeitsvertrag zwischen den beteiligten Berufsver- 
bänden der Reeder und der Seeleute oder, in Er- 
mangelung eines solchen Vertrages und sofern beide 
beteiligten Staaten das Übereinkommen ratifiziert 
haben, durch die zuständige Stelle des Gebietes 
festgesetzt, dem die betreffende Gruppe von See- 
leuten angehört. 
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Artikel 8 

Ist die Verpflegung nicht unentgeltlich, so ist das 
Mindestgrundentgelt oder die Mindestgrundheuer 
um einen Betrag zu erhöhen, der durch Gesamt- 
arbeitsvertrag zwischen den beteiligten Berufsver- 
bänden der Reeder und der Seeleute oder, in dessen 
Ermangelung, durch die zuständige Stelle festgesetzt 
wird. 


Artikel 9 

1. Als Berechnungssatz zur Festsetzung des dem 
Grundentgelt oder der Grundheuer nach Artikel 6 in 
einer anderen Währung entsprechenden Betrages 
gilt das Verhältnis des Pariwertes der betreffenden 
Währung zum Pariwert des Pfundes des Vereinigten 
Königreiches von Großbritannien und Nordirland 
oder des Dollars der Vereinigten Staaten von 
Amerika. 

2. Für die Währung eines Mitgliedes der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation, das dem Internatio- 
nalen Währungsfonds angehört, gilt als Pariwert 
der nach der Satzung des Internationalen Währungs- 
fonds übliche Wert. 

3. Für die Währung eines Mitgliedes der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation, das dem Internatio- 
nalen Währungsfonds nicht angehört, gilt als Pari- 
wert der amtliche Wechselkurs des Goldes oder des 
Dollars der Vereinigten Staaten von Amerika mit 
dem am 1. Juli 1944 geltenden Gewicht und Fein- 
gehalt, wie er bei den Zahlungen und Überweisun- 
gen im gewöhnlichen internationalen Geschäftsver- 
kehr üblich ist. 

4. Für eine Währung, auf die keiner der beiden 
vorstehenden Absätze angewendet werden kann, 
gilt folgendes: 

a) Der Umrechnungssatz für die Zwecke dieses 
Artikels wird von dem beteiligten Mitglied der 
Internationalen Arbeitsorganisation festgesetzt; 

b) das beteiligte Mitglied teilt seine Entscheidung 
dem Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes mit, der die übrigen Mitglieder, die dieses 
Übereinkommen ratifiziert haben, unverzüglich 
verständigt; 

c) innerhalb einer Zeitspanne von sechs Monaten, 
gerechnet von dem Zeitpunkt der Verständigung 
durch den Generaldirektor, kann jedes andere 
Mitglied, welches das Übereinkommen ratifiziert 
hat, seinen Einspruch gegen die getroffene Ent- 
scheidung dem Generaldirektor des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes mitteilen, der hierauf das 
beteiligte Mitglied und die anderen Mitglieder, 
die das Übereinkommen ratifiziert haben, ver- 
ständigt und die Frage dem in Artikel 22 bezeich- 
neten Ausschuß vorlegt; 

d) die vorstehenden Bestimmungen gelten für den 
Fall einer Änderung der Entscheidung des betei- 
ligten Mitgliedes. 

5. Jede Änderung des Grundentgelts oder der 
Grundheuer als Folge einer Änderung des Satzes 
zur Ermittlung des entsprechenden Betrages in einer 
anderen Währung tritt spätestens mit Beginn des 


zweiten Kalendermonates nach dem Monat in Kraft, 
in dem die Änderung des Verhältnisses der Pari- 
werte der betreffenden Währungen wirksam wird. 

Ä r t i k e 1 10 

Jedes Mitglied trifft die notwendigen Maßnahmen, 
um 

a) durch ein System von Überwachung und Zwangs- 
maßnahmen die Gewähr zu schaffen, daß die ge- 
zahlten Entgelte nicht niedriger sind als die Sätze 
auf Grund dieses Übereinkommens, 

b) zu gewährleisten, daß jeder, der ein Entgelt zu 
einem niedrigeren als dem in diesem Überein- 
kommen bestimmten Satz erhalten hat, den ihm 
zustehenden Restbetrag im Weg eines nicht kost- 
spieligen und raschen gerichtlichen oder anderen 
Verfahrens eintreiben kann. 

TEIL III 

Die Arbeitszeit an Bord von Schiffen 
Artikel 11 

Dieser Teil des Übereinkommens gilt nicht für 

a) den ersten Offizier des Deckdienstes und des 
Maschinendienstes, 

b) den Zahlmeister, 

c) alle anderen Offiziere, die Dienstleiter, aber 
nicht Wachthabende sind, 

d) mit Schreibarbeit oder im allgemeinen Dienst 
beschäftigte Personen, die 

i) einen durch Gesamtarbeitsvertrag zwischen 
den beteiligten Berufsverbänden der Reeder 
und der Seeleute festgesetzten höheren 
Dienstgrad einnehmen oder 

ii) vorwiegend für eigene Rechnung arbeiten 
oder 

iii) ausschließlich durch Provision oder haupt- 
sächlich im Wege der Gewinnbeteiligung ent- 
lohnt werden. 


Artikel 12 

In diesem Teil des Übereinkommens bedeuten die 
Ausdrücke 

a) „Schiff kleiner Fahrt" jedes Schiff, das ausschließ- 
lich zu Fahrten verwendet wird, bei denen es sich 
vom Ausgangsland nicht weiter als bis zu nahe- 
gelegenen Häfen von benachbarten Ländern ent- 
fernt, wenn die Häfen innerhalb geographischer 
Grenzen liegen, die 

i) durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder 
durch Gesamtarbeitsvertrag zwischen Berufs- 
verbänden von Reedern und von Seeleuten 
klar bestimmt sind, 

ii) für die Durchführung aller Bestimmungen 
dieses Teiles des Übereinkommens einheit- 
lich festgesetzt sind, 
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iii) von dem beteiligten Mitglied bei der Ein- 
tragung seiner Ratifikation durch eine der 
Ratifikation beigefügte Erklärung mitgeteilt 
worden sind, 

iv) nach Fühlungnahme mit den anderen betei- 
ligten Mitgliedern festgesetzt worden sind; 

b) „Schiff großer Fahrt" jedes Schiff, das nicht ein 
Schiff kleiner Fahrt ist; 

c) „Passagierschiff" ein Schiff, das zur Beförderung 
von mehr als zwölf Fahrgästen berechtigt ist; 

d) „Arbeitszeit" die Zeit, während der ein Mitglied 
der Besatzung auf Grund der Anordnung eines 
Vorgesetzten Arbeit für das Schiff oder den 
Reeder verrichtet. 


Artikel 13 

1. Dieser Artikel gilt für Offiziere und Mann- 
schaftsmitglieder des Deck-, Maschinen- und Funk- 
dienstes auf Schiffen kleiner Fahrt. 

2. Die Normalarbeitszeit eines Offiziers oder 
Mannschaftsmitgliedes darf nicht überschreiten 

a) auf See vierundzwanzig Stunden in jeder Zeit- 
spanne von zwei aufeinanderfolgenden Tagen; 

b) im Hafen 

i) am wöchentlichen Ruhetag die für laufende 
Instandhaltungs- und Reinigungsarbeiten er- 
forderliche Zeit bis zur Höchstdauer von zwei 
Stunden, 

ii) an andern Tagen acht Stunden, wenn nicht 
durch Gesamtarbeitsvertrag eine kürzere 
Dauer vorgesehen ist; 

c) hundertzwölf Stunden in jeder Zeitspanne von 
zwei aufeinander folgenden Wochen. 

3. Jede Arbeitsleistung über die in Absatz 2 a) 
und b) festgesetzten Grenzen hinaus gilt als Über- 
stundenleistung, für die der Offizier oder das Mann- 
schaftsmitglied Anspruch auf eine Vergütung nach 
Artikel 18 dieses Übereinkommens hat. 

4. überschreitet die Gesamtzahl der in zwei auf- 
einanderfolgenden Wochen geleisteten Arbeitsstun- 
den, ohne die als Überstunden zu bewertende Zeit, 
hundertzwölf Stunden, so hat der Offizier oder das 
Mannschaftsmitglied Anspruch auf Ausgleich in 
Form von Freizeit im Hafen oder auf. andere Weise 
nach den durch Gesamtarbeitsvertrag zwischen den 
beteiligten Berufs verbänden der Reeder und der See- 
leute getroffenen Bestimmungen. 

5. Durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder 
durch Gesamtarbeitsverträge wird bestimmt, wann 
ein Schiff im Sinne dieses Artikels als auf See und 
wann es als im Hafen befindlich zu gelten hat. 


Artikel 14 

1. Dieser Artikel gilt für Offiziere und Mann- 
schaftsmitglieder des Deck-, Maschinen- und Funk- 
dienstes auf Schiffen großer Fahrt. 


2. Auf See und an den Tagen der Abfahrt und 
der Ankunft darf die normale Arbeitszeit eines 
Offiziers oder Mannschaftsmitgliedes acht Stunden 
täglich nicht überschreiten. 

3. Im Hafen darf die normale Arbeitszeit eines 
Offiziers oder eines Mannschaftsmitgliedes nicht 
überschreiten 

a) am wöchentlichen Ruhetag die für laufende In- 
standhaltungs- und Reinigungsarbeiten erforder- 
liche Zeit bis zur Höchstdauer von zwei Stunden, 

b) an anderen Tagen acht Stunden, wenn nicht durch 
Gesamtarbeitsvertrag eine kürzere Dauer vor- 
gesehen ist. 

4. Jede Arbeitsleistung über die in den vorste- 
henden Absätzen festgesetzten Grenzen hinaus gilt 
als Überstundenleistung, für die der Offizier oder 
das Mannschaftsmitglied Anspruch auf eine Vergü- 
tung nach Artikel 18 dieses Übereinkommens hat. 

5. überschreitet die Gesamtzahl der in einer 
Woche geleisteten Arbeitsstunden, ohne die als 
Überstunden zu bewertende Zeit, achtundvierzig 
Stunden, so hat der Offizier oder das Mannschafts- 
mitglied Anspruch auf Ausgleich in Form von Frei- 
zeit im Hafen oder auf andere Weise nach den 
durch Gesamtarbeitsvertrag zwischen den beteiligten 
Berufsverbänden der Reeder und der Seeleute ge- 
troffenen Bestimmungen. 

6. Durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder 
durch Gesamtarbeitsverträge wird bestimmt, wann 
ein Schiff im Sinne dieses Artikels als auf See und 
wann es als im Hafen befindlich zu gelten hat. 

Artikel 15 

1. Dieser Artikel gilt für das Personal des allge- 
meinen Dienstes. 

2. Auf Passagierschiffen darf die normale Ar- 
beitszeit nicht überschreiten 

a) auf See und an den Tagen der Abfahrt und der 
Ankunft zehn Stunden in jeder Zeitspanne von 
vierzehn aufeinanderfolgenden Stunden; 

b) im Hafen, 

i) wenn Fahrgäste an Bord sind, zehn Stunden 
in jeder Zeitspanne von vierzehn aufeinander- 
folgenden Stunden, 

ii) in anderen Fällen 

am Vortage des wöchentlichen Ruhetages 
fünf Stunden, 

am wöchentlichen Ruhetage für das Verpfle- 
gungs- und Aufwartepersonal fünf Stun- 
den, für andere Personen die für laufende 
Instandhaltungs- und Reiniguilgsarbeiten 
erforderliche Zeit bis zur Höchstdauer 
von zwei Stunden, 

an allen anderen Tagen acht Stunden. 

3. Auf Schiffen, die nicht Passagierschiffe sind, 
darf die normale Arbeitszeit nicht überschreiten 

a) auf See und an den Tagen der Abfahrt und der 
Ankunft neun Stunden in jeder Zeitspanne von 
dreizehn aufeinanderfolgenden Stunden; 
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b) im Hafen 

am wöchentlichen Ruhetage fünf Stunden, 
am Vortage des wöchentlichen Ruhetages sechs 
Stunden, 

an. allen anderen Tagen acht Stunden in jeder 
Zeitspanne von zwölf aufeinanderfolgenden 
Stunden. 

4. überschreitet die Gesamtzahl der in zwei auf- 
einanderfolgenden Wochen geleisteten Arbeitsstun- 
den hundertzwölf Stunden, so haben die Beteiligten 
Anspruch auf Ausgleich in Form von Freizeit im 
Hafen oder auf andere Weise nach den durch Ge- 
samtarbeitsvertrag zwischen den beteiligten Berufs- 
verbänden der Reeder und der Seeleute getroffenen 
Bestimmungen. 

5. Durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder 
durch Gesamtarbeitsverträge zwischen den beteilig- 
ten Berufsverbänden der Reeder und der Seeleute 
können besondere Bestimmungen zur Regelung der 
Arbeitszeit von Nachtwächtern getroffen werden. 

Artikel 16 

1. Dieser Artikel gilt für Offiziere und Mann- 
schaftsmitglieder auf Handelsschiffen kleiner und 
großer Fahrt. 

2. Die Freizeit im Hafen sollte Gegenstand von 
Verhandlungen zwischen den beteiligten Berufsver- 
bänden der Reeder und der Seeleute sein. Dabei 
wäre davon auszugehen, daß Offizieren und Mann- 
schaftsmitgliedern im Hafen Freizeit im höchstmög- 
lichen Ausmaß gewährt und daß solche Freizeit nicht 
als Urlaub angerechnet werden soll. 

Artikel 17 

1. Die zuständige Stelle kann von dem Geltungs- 
bereich dieses Teiles des Übereinkommens Offiziere 
ausnehmen, die nicht schon nach Artikel 11 ausge- 
nommen sind. Dabei gelten jedoch die folgenden Be- 
dingungen: 

a) Die Offiziere müssen durch Gesamtarbeitsvertrag 
Anspruch auf Arbeitsbedingungen haben, die nach 
Bescheinigung der zuständigen Stelle einen vol- 
len Ausgleich für die Nichtanwendung dieses 
Teiles des Übereinkommens bilden. 

b) Der Gesamtarbeitsvertrag muß erstmalig vor dem 
30. Juni 1946 abgeschlossen und noch in Kraft 
oder erneuert worden sein. 

2. Jedes Mitglied, das die Bestimmungen von 
Absatz 1 in Anspruch nimmt, hat dem Generaldirek- 
tor des Internationalen Arbeitsamtes vollständige 
Auskünfte über jeden solchen Gesamtarbeitsvertrag 
zu übermitteln. Dei* Generaldirektor legt dem in 
Artikel 22 bezeichneten Ausschuß eine Zusammen- 
fassung der erhaltenen Angaben vor. 

3. Der genannte Ausschuß wird prüfen, ob die 
Gesamtarbeitsverträge, über die ihm ein Bericht 
vorgelegt wird, Arbeitsbedingungen vorsehen, die 
einen vollen Ausgleich für die Nichtanwendung 
dieses Teiles des Übereinkommens bilden. Jedes 
Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert, ver- 


pflichtet sich, alle Bemerkungen oder Anregungen 
des Ausschusses betreffend diese Gesamtarbeitsver- 
träge zu prüfen sowie die an den betreffenden Ge- 
samtarbeitsverträgen beteiligten Berufsverbände der 
Reeder und der Seeleute von allen solchen Bemer- 
kungen und Anregungen in Kenntnis zu setzen. 

Artikel 18 

1. Der Satz oder die Sätze für Überstundenver- 
gütung werden durch die innerstaatliche Gesetz- 
gebung vorgeschrieben oder durch Gesamtarbeits- 
vertrag festgesetzt; der Überstundenzuschlag darf 
aber keinesfalls niedriger sein als 25 Prozent des 
Grundentgeltes oder der Grundheuer. 

2. Die Gesamtarbeitsverträge können vorsehen, 
daß die Barvergütung durch Freizeit und Landgang 
von entsprechender Dauer oder durch Ausgleich auf 
andere Weise abgegolten wird. 

Artikel 19 

1. Ständige Überstundenarbeit ist, soweit irgend 
möglich, zu vermeiden. 

2. Die für die nachstehend bezeichneten Arbeiten 
erforderliche Zeit ist weder in die normale Arbeits- 
zeit einzurechnen noch als Überstundenleistung im 
Sinne dieses Teiles des Übereinkommens zu be- 
werten: 

a) Arbeiten, die der Kapitän für die Sicherheit des 
Schiffes, der Fracht oder der an Bord befindlichen 
Personen für notwendig und dringlich hält; 

b) vom Kapitän angeordnete Arbeiten zur Hilfe- 
leistung für andere Schiffe oder Personen, die 
sich in Not befinden; 

c) Musterungen, Feuerlösch-, Rettungsboot- und 
ähnliche Übungen nach den Bestimmungen des 
Internationalen Übereinkommens zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See in seiner in dem 
betreffenden Zeitpunkt geltenden Fassung; 

d) zusätzliche Arbeiten zur Abwicklung der Zoll- 
förmlichkeiten, der Quarantäne oder anderer 
Förmlichkeiten des Gesundheitsschutzes; 

e) dia laufende und notwendige Peilung der Lage 
des Schiffes und die Wetterbeobachtungen durch 
die Offiziere; 

f) die für den normalen Wachenwechsel erforder- 
liche zusätzliche Zeit. 

3. Dieses Übereinkommen berührt in keiner 
Weise das Recht und die Pflicht des Kapitäns, jede 
Arbeit anzuordnen, die ihm für die Sicherheit und 
den reibungslosen Betrieb des Schiffes notwendig 
erscheint, noch die Pflicht eines Offiziers oder Mann- 
schaftsmitgliedes, solche Arbeiten auszuführen. 

Artikel 20 

1. Personen unter sechzehn Jahren dürfen wäh- 
rend der Nacht nicht arbeiten. 

2. Als „Nacht" im Sinne dieses Artikels gilt eine 
Zeitspanne von mindestens neun aufeinanderfolgen- 
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den Stunden, die vor Mitternacht beginnt und nach 
Mitternacht endet und die durch die innerstaatliche 
Gesetzgebung oder durch Gesamtarbeitsvertrag zu 
bestimmen ist. 

TEIL IV 

Besatzungsstärke 
Artikel 21 

1. Jedes Schiff, für das dieses Übereinkommen 
gilt, muß eine nach Zahl und Befähigung ausrei- 
chende Besatzung an Bord führen, um 

a) den Schutz des menschlichen Lebens auf See zu 
gewährleisten, 

b) die Durchführung der Bestimmungen von Teil III 
dieses Übereinkommens zu ermöglichen, 

c) eine übermäßige Beanspruchung der Besatzung 
zu verhüten und die Leistung von Überstunden 
ganz oder soweit wie möglich zu vermeiden. 

2. Jedes Mitglied verpflichtet sich, zur ünter- 
suchung und Erledigung aller Beschwerden oder 
Streitigkeiten betreffend die Besatzungsstärke eines 
Schiffes ein wirksames Verfahren einzuführen oder 
sich von dessen Vorhandensein zu vergewissern. 

3. Vertreter der Berufsverbände der Reeder und 
der Seeleute haben allein oder in Zusammenarbeit 
mit anderen Personen oder Behörden bei diesem 
Verfahren mitzuwirken. 


TEIL V 

Durchführung des Übereinkommens 
Artikel 22 

1. Dieses Übereinkommen kann durchgeführt 
werden im Wege: a) der Gesetzgebung, b) von 
Gesamtarbeitsverträgen zwischen Reedern und See- 
leuten (unter Vorbehalt von Artikel 21 Absatz 2) 
oder c) einer Verbindung von Gesetzgebung und 
Gesamtarbeitsverträgen zwischen Reedern und See- 
leuten. Soweit dieses Übereinkommen nichts ande- 
res vorsieht, gelten seine Bestimmungen für jedes 
Schiff, das im Gebiet des ratifizierenden Mitgliedes 
eingetragen ist, und für jeden an Bord eines solchen 
Schiffes Beschäftigten. 

2. Wird eine Bestimmung dieses Übereinkom- 
mens im Wege eines Gesamtarbeitsvertrages nach 
Absatz 1 dieses Artikels durchgeführt, so ist das 
Mitglied, ungeachtet der Bestimmungen von Artikel 
10 dieses Übereinkommens, nicht verpflichtet, in 
bezug auf die im Wege eines Gesamtarbeitsvertrages 
durchgeführten Bestimmungen des Übereinkommens 
Maßnahmen nach Artikel 10 zu treffen. 

3. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, hat dem Generaldirektor des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes Auskünfte über die Maßnahmen 
zur Durchführung des Übereinkommens zu übermit- 


teln, einschließlich genauer Angaben über alle in 
Kraft stehenden Gesamtarbeitsverträge, die der 
Durchführung von Bestimmungen des Übereinkom- 
mens dienen. 

4. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, verpflichtet sich, durch eine dreigliedrige 
Delegation in jedem Ausschuß mitzuwirken, der Ver- 
treter der Regierungen und der Berufsverbände der 
Reeder und der Seeleute und, in beratender Eigen- 
schuft, Vertreter des Paritätischen Seeschiffahrtsaus- 
schusses des Internationalen Arbeitsamtes umfaßt 
und gegebenenfalls eingesetzt wird, um die zur 
Durchführung dieses Übereinkommens getroffenen 
Maßnahmen zu prüfen. 

5. Der Generaldirektor wird dem genannten Aus- 
schuß eine Zusammenfassung der ihm nach Absatz 3 
dieses Artikels übermittelten Auskünfte vorlegen. 

6. Der Ausschuß wird prüfen, ob die Gesamt- 
arbeitsverträge, über die ihm ein Bericht vorgelegt 
wird, den Bestimmungen dieses Übereinkommens 
wirksam Rechnung tragen. Jedes Mitglied, das die- 
ses Übereinkommen ratifiziert, verpflichtet sich, alle 
die Durchführung des Übereinkommens betreffenden 
Bemerkungen und Anregungen des Ausschusses zu 
prüfen sowie die an einem der unter Absatz 1 fal- 
lenden Gesamtarbeitsverträge beteiligten Berufsver- 
bände der Reeder und der Seeleute von allen Be- 
merkungen und Anregungen des genannten Aus- 
schusses über die Wirksamkeit dieser Gesamt- 
arbeitsverträge zur Durchführung dieses Überein- 
kommens in Kenntnis zu setzen. 


Artikel 23 

1. - Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, ist verantwortlich für die Durchführung 
seiner Bestimmungen auf den in seinem Gebiet ein- 
getragenen Schiffen und, soweit das Übereinkommen 
nicht im Wege von Gesamtarbeitsverträgen durch- 
geführt wird, für das Vorhandensein gesetzlicher 
Vorschriften über 

a) die Verantwortlichkeit des Reeders und des Ka- 
pitäns zur Sicherung der Durchführung, 

b) angemessene Zwangsmaßnahmen für jede Ver- 
letzung der Bestimmungen des Übereinkommens, 

c) die Einrichtung einer geeigneten amtlichen Über- 
wachung der Durchführung von Teil IV dieses 
Übereinkommens, 

d) die Führung eines Verzeichnisses der nach Teil III 
dieses Übereinkommens geleisteten Arbeitsstun- 
den und der Vergütungen für Überstunden und 
Arbeitszeitüberschreitungen, 

e) die Gewährleistung der gleichen Rechtsmittel für 
die Seeleute zur Eintreibung der ihnen für Über- 
stunden und Arbeitszeitüberschreitungen zuste- 
henden Vergütungen, wie sie ihnen zur Eintrei- 
bung sonstiger Heuerrückstände eingeräumt sind. 

2. Die beteiligten Berufsverbände der Reeder 
und der Seeleute sind bei der Ausarbeitung der 
Vorschriften zur Durchführung dieses Übereinkom- 
mens, soweit tunlich und durchführbar, anzuhören. 
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A r t i k e 1 24 

Zum Zwecke gegenseitiger Unterstützung bei der 
Durchführung dieses Übereinkommens verpflichtet 
sich jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen rati- 
fiziert, die zuständigen Stellen aller Häfen in seinem 
Gebiet anzuweisen, in jedem Fall, in dem sie Kennt- 
nis von der Nichtbefolgung der Bestimmungen des 
Übereinkommens auf einem Schiff erhalten, das im 
Gebiet eines anderen Mitgliedes eingetragen ist, das 
dieses Übereinkommen ratifiziert hat, die Konsulats- 
behörde oder eine andere geeignete Behörde dieses 
Mitgliedes zu verständigen. 

TEIL VI 

Schlußbestimmungen 

Artikel 25 

1. Durch dieses Übereinkommen werden die 
Übereinkommen von 1946 und 1949 über die 
Heuern, die Arbeitszeit an Bord und die Besatzungs- 
stärke abgeändert. 

2. Für die Zwecke von Artikel 28 des Überein- 
kommens über die Arbeitszeit an Bord und die Be- 
satzungsstärke, 1936, gilt das vorliegende Überein- 
kommen ebenfalls als Übereinkommen zur Abände- 
rung des genannten Übereinkommens. 

Artikel 26 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 27 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 

2. Es tritt erstmalig sechs Monate nach dem Zeit- 
punkt in Kraft, in dem die nachstehenden Bedingun- 
gen erfüllt worden sind: 

a) Die Ratifikationen von neun der folgenden Mit- 
glieder müssen eingetragen sein: Argentinien, 
Australien, Belgien, Brasilien, Chile, China, Däne- 
mark, Bundesrepublik Deutschland, Finnland, 
Frankreich, Griechenland, Indien, Irland, Italien, 
Japan, Jugoslawien, Kanada, Niederlande, Nor- 
wegen, Polen, Portugal, Schweden, Spanien, Tür- 
kei, Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 
Vereinigte Staaten von Amerika und Vereinigtes 
Königreich von Großbritannien und Nordirland. 

b) Mindestens fünf der Mitglieder, deren Ratifika- 
tionen eingetragen worden sind, müssen im Zeit- 
punkt der Eintragung ihrer Ratifikation eine Han- 
delsflotte von mindestens einer Million Brutto- 
registertonnen besitzen. 

c) Der Gesamtraumgehalt der Handelsflotte der 
Mitglieder, deren Ratifikationen eingetragen 
sind, muß im Zeitpunkt der Eintragung der Rati- 
fikationen mindestens fünfzehn Millionen Brutto- 
registertonnen betragen. 


3. Durch die Aufnahme der Bestimmungen des 
vorstehenden Absatzes soll die baldige Ratifikation 
dieses Übereinkommens durch die Mitgliedstaaten 
erleichtert und gefördert werden. 

4. Nach dem erstmaligen Inkrafttreten tritt dieses 
Übereinkommen für jedes Mitglied sechs Monate 
nach der Eintragung seiner Ratifikation in Kraft 

Artikel 28 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von fünf Jahren, 
gerechnet von dem Tag, an dem es zum ersten- 
mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird von diesem einge- 
tragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der 
Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, daß dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von fünf Jahren von dem in diesem Artikel vorge- 
sehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von fünf Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Überein- 
kommen jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von 
fünf Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 


A r t i k e 1 29 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintragung 
aller Ratifikationen, Erklärungen und Kündigungen, 
die ihm von den Mitgliedern der Organisation mit- 
geteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung der 
letzten für das Inkrafttreten des Übereinkommens 
notwendigen Ratifil^ation Kenntnis gibt, auf den 
Zeitpunkt aufmerksam machen, in dem dieses Über- 
einkommen in Kraft tritt. 


Artikel 30 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorangehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen, Erklärungen und Kündigungen. 


Artikel 31 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat nach Inkrafttreten dieses Übereinkom- 
mens jeweils bei Ablauf eines Zeitraumes von zehn 
Jahren der Allgemeinen Konferenz einen Bericht 
über die Durchführung dieses Übereinkommens zu 
erstatten und zu prüfen, ob die Frage seiner gänz- 
lichen oder teilweisen Abänderung auf die Tages- 
ordnung der Konferenz gesetzt werden soll. 
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A r t i k e 1 32 

1, Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Arti- 
kel 28, vorausgesetzt, daß das neugefaßte Über- 
einkommen in Kraft getreten ist. 


b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 33 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 


Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Übereinkommen 109 


I. 

Das Übereinkommen 109 ändert in einigen Punkten 
das Übereinkommen 93 über die gleichen Gegen- 
stände ab. Die Notwendigkeit dazu hat sich daraus 
ergeben, daß das Übereinkommen 93 bisher von 
keinem traditionellen Seeschiffahrtsland ratifiziert 
worden ist. Auch die Rechtslage in der Bundesrepu- 
blik stand einer derartigen Ratifikation entgegen. Die 
entsprechenden Bedenken der Bundesregierung sind 
aber auch durch die Neufassung in Gestalt des Über- 
einkommens 109 nicht ausgeräumt worden. Auch die 
Neugestaltung des Seemannsrechts durch das See- 
mannsgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBl. II S. 713) läßt 
insoweit die Rechtslage nicht in einem anderen Licht 
erscheinen. 

II. 

Das Übereinkommen 109 behandelt in je einem Ab- 
schnitt drei wichtige Fragen aus dem Bereich der 
Arbeitsbedingungen der Seeleute im weiteren Sinne, 
nämlich die Heuern, die Arbeitszeit an Bord und die 
Besatzungsstärke. Die diesbezüglichen Teile des 
Übereinkommens regeln den sie betreffenden Ge- 
genstand zwar in sich abgeschlossen, jedoch stehen 
die hier behandelten Fragen in einem inneren Zu- 
sammenhang. Dieser Umstand hat auch zu ihrer 
Zusammenfassung in einem Übereinkommen geführt. 
Das Übereinkommen 109 sieht jedoch insoweit 
gegenüber dem Übereinkommen 93 eine Lockerung 
dieses Zusammenhangs vor, als es in seinem neu 
eingefügten Artikel 5 zuläßt, daß bei der Ratifi- 
kation des Übereinkommens dessen Bestimmungen 
über die Heuern von der Ratifikation ausgenommen 
werden können. 

1. Der Abschnitt des Übereinkommens über die 
Heuern ist bei den Regierungen nahezu aller See- 
schiffahrtsländer auf Ablehnung gestoßen. Der 
Kern der hier getroffenen Bestimmungen besteht 
darin, daß in den Artikeln 6, 7 und 9 die Grund- 
heuern der Seeleute ihrer Höhe nach an den 
Pariwert des englischen Pfundes und des US- 
Dollars gebunden werden. Diese internationale 
Bindung der Heuerhöhe läßt nach der Auffassung 
der Bundesregierung eine Ratifizierung dieses 
Teils des Übereinkommens nicht zu, da diese 


Bindung unter Umständen das Lohngefüge auf 
der nationalen Ebene stören könnte. Die Arbeits- 
entgelte in den verschiedenen Wirtschaftszweigen 
eines Staates können nicht schlechthin isoliert 
voneinander gesehen werden. Das hat sich in der 
Bundesrepublik Deutschland bisher besonders 
deutlich an dem Verhältnis der Bergarbeiter- 
löhne zu den in anderen Industrien gezahlten 
Löhnen gezeigt. Werden daher die Arbeitsent- 
gelte in einem Wirtschaftszweig, hier der See- 
schiffahrt, in ihrer Mindesthöhe international, 
d. h. ohne Berücksichtigung des innerstaatlichen 
Lohngefüges im übrigen, festgelegt, so können 
sich daraus durchaus einmal unerwünschte Rück- 
wirkungen auf die Lohnsituation in anderen 
Wirtschaftszweigen ergeben. Nach dem seit dem 
1. Februar 1958 in Kraft befindlichen Heuertarif- 
vertrag für die deutsche Seeschiffahrt beträgt 
zwar die Grundheuer eines Vollmatrosen minde- 
stens 300 DM monatlich und erfüllt damit die 
Anforderungen des Artikels 6 Abs. 1 des Über- 
einkommens. Es muß aber berücksichtigt werden, 
daß sich in dieser Relation Verschiebungen durch 
Änderungen des Pariwertes des englischen 
Pfundes oder des US-Dollars oder auch durch die 
zukünftige Wirtschafts ent Wicklung ergeben kön- 
nen. 

Dieser Fall des Übereinkommens muß zwar nach 
seinem Artikel 22 nicht im Wege der Gesetz- 
gebung durchgeführt werden, was in der Bundes- 
republik Deutschland mit Rücksicht auf die Auto- 
nomie der Sozialpartner auf dem Gebiet der 
Regelung der Arbeitsentgelte ohnehin nicht mög- 
lich wäre. Vielmehr können diese Bestimmungen 
auch durch Gesamtarbeitsverträge zwischen den 
Sozialpartnern durchgeführt werden. Aus den 
bereits aufgeführten Gründen erscheint es aber 
ebenfalls nicht angebracht, den Tarifvertrags- 
parteien derartige Bindungen aufzuerlegen. Dazu 
kommt, daß Tarifverträge nur für tarif gebundene 
Personen gelten, so daß in diesem Fall die Durch- 
führung dieses Teils der Vorschriften des Über- 
einkommens für die Nichttarifgebundenen nicht 
gesichert w^re, es sei denn, der Tarifvertrag 
würde für allgemeinverbindlich erklärt, was je- 
doch bisher nicht geschehen ist. 


13 



Drucksache 1369 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Artikel 8 des Übereinkommens über die Unent- 
geltlichkeit der Verpflegung wird in der Bundes- 
republik durch § 39 Abs. 1 des Seemannsgesetzes 
in Verbindung mit den §§53 bis 55 des Tarif- 
vertrages für die deutsche Seeschiffahrt und 
Teil C des zugehörigen Heuertarifvertrages 
durchgeführt. 

2. Auch wenn die Vorschriften über die Heuer ge- 
mäß Artikel 5 des Übereinkommens ausgeklam- 
mert werden, ist eine Ratifizierung dieses Über- 
einkommens wegen der in ihm getroffenen Ar- 
beitszeitregelungen für die Bundesrepublik nicht 
möglich. 

Das Übereinkommen enthält die nachstehend 
aufgeführten Regelungen, die dem deutschen See- 
arbeitsschutzrecht nicht entsprechen: 

a) Sowohl in Artikel 13 Nr. 2 Buchstabe b Ziff. i 
als auch in Artikel 14 Nr. 3 Buchstabe a des 
Übereinkommens ist für die Beschäftigung am 
„wöchentlichen Ruhetag" mit laufenden In- 
standhaltungs- und Reinigungsarbeiten im 
Hafen eine Höchstarbeitszeit von 2 Stunden 
festgelegt. Demgegenüber dürfen gemäß § 86 
Abs. 2 des Seemannsgesetzes die dort bezeich- 
neten Besatzungsmitglieder an Sonn- und 
Feiertagen uneingeschränkt mit notwendigem 
Wachdienst sowie mit „unumgänglichen und 
unaufschiebbaren Arbeiten" bis zu 5 Stunden 
beschäftigt werden; für die als „unbedingt 
erforderlich" in § 87 Abs. 4 des Seemanns- 
gesetzes zugelassenen Arbeiten fehlt eben- 
falls eine zeitliche Begrenzung. 

b) Auch die Übereinstimmung der Artikel 13 
Nr. 4, Artikel 14 Nr. 5 und Artikel 15 Nr. 4 
des Übereinkommens mit den deutschen Re- 
gelungen ist zweifelhaft. Hier wird für das 
überschreiten einer Höchstzahl von normalen 
Arbeitsstunden (112 Stunden in 2 Wochen 
bzw. 48 Stunden in 1 Woche) ein Ausgleich in 
Form von Freizeit im Hafen oder „auf andere 
Weise" nach Maßgabe eines Tarifvertrags ge- 
fordert. § 91 des Seemannsgesetzes sieht zwar 
den Sonn- und Feiertagsausgleich (gesetzlich) 
vor; der Ausgleich ist aber nicht an die ge- 
leisteten Arbeitsstunden, sondern an den Auf- 
enthalt des Schiffs an Sonn- und Feiertagen 
auf See geknüpft. Überstundenentgelte — 
wenn sie überhaupt als „Ausgleich" im Sinne 
der Artikel 13 bis 15 verstanden werden kön- 
nen — für eine praktisch durch den Sonntags- 
wachdienst auf See eintretende Erhöhung der 
normalen 48-Stunden-Woche werden zumin- 
dest im Wachdienst nicht gezahlt (§ 90 Abs. 3 
des Seemannsgesetzes) ; in den Fällen der 
Zwei-Wachen-Schiffe könnte allerdings in 
§ 138 Abs. 5 des Seemannsgesetzes ein Aus- 
gleich erblickt werden. 

c) Die in Artikel 15 Nr. 2 Buchstabe b Ziff. ii 
und Nr. 3 Buchstabe b des Übereinkommens 
enthaltenen Beschränkungen der Arbeitszeit 
am wöchentlichen Ruhetag und am Vortag des 
wöchentlichen Ruhetags sind in § 87 des See- 
mannsgesetzes nicht enthalten. Außerdem be- 
steht im deutschen Recht auch für die Hafen- 


arbeit an Werktagen in den Fällen des Arti- 
kels 15 Nr. 2 Buchstabe b Ziff. ii (letzte Alter- 
native) des Übereinkommens die Möglichkeit, 
die Arbeitszeit auf 9 Stunden täglich zu ver- 
längern, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig 
und in erheblichem Umfang Arbeitsbereit- 
schaft fällt (§ 87 Abs. 2 des Seemannsgesetzes). 

d) Artikel 17 des Übereinkommens läßt zwar 
Ausnßhmemöglichkeiten für Schiffsoffiziere zu 
und entspricht damit insoweit deutschem Recht 
(§ 104 Abs. 2 des Seemannsgesetzes). Die Vor- 
aussetzungen des Artikels 17 Nr. 1 Buchstabe b 
des Übereinkommens dürften in der Bundes- 
republik jedoch bei strenger Auslegung der 
Vorschrift zumindest sehr zweifelhaft sein. 

e) Das in Artikel 20 des Übereinkommens fest- 
gelegte Verbot der Nachtbeschäftigung von 
Jugendlichen unter 16 Jahren während einer 
Zeit von 9 Stunden, die vor Mitternacht be- 
ginnt und nach Mitternacht endet, ist durch 
§ 99 des Seemannsgesetzes nicht gedeckt. 
Jugendlichen unter 16 Jahren, die auf See im 
Wachdienst beschäftigt werden, braucht hier- 
nach lediglich eine ununterbrochene Nacht- 
ruhe von 8 Stunden in der Zeit von 20 bis 
8 Uhr gewährt zu werden. 

Unter Berücksichtigung des Umstandes, daß die 
insoweit gleichlautenden Vorschriften des Über- 
einkommens 93 bei den Beratungen des See- 
mannsgesetzes bekannt waren und berücksichtigt 
worden sind, erscheint es auch nicht zweckmäßig, 
das am 1. April bzw. am 1. Oktober 1958 in Kraft 
getretene Seemannsgesetz nach so kurzer Zeit 
schon wieder zu ändern. 

Im übrigen weicht das System der Arbeitszeit- 
vorschriften des Übereinkommens in mancher 
Hinsicht vom deutschen Seearbeitszeitschutzrecht 
ab. Daraus würden sich jedoch im Gegensatz zu 
der vorstehend aufgeführten unterschiedlichen 
Rechtslage nach dem Übereinkommen und dem 
Seemannsgesetz keine ernsthaften Schwierigkei- 
ten für eine Ratifizierung des Übereinkommens 
ergeben, da das Arbeitszeitschutzrecht nach dem 
Seemannsgesetz dem materiellen Inhalt der dies- 
bezüglichen Vorschriften des Übereinkommens 
entspricht und zum Teil sogar über sie hinausgeht. 

So dürfte Artikel 13 Nr. 2 Buchstaben a und b 
Ziff. ii und Buchstabe c sowie Nr. 3 und 5 des 
Übereinkommens mit Rücksicht auf den Wechsel 
von See- und Hafenarbeitszeit im Durchschnitt 
durch die Regelungen der § 84 Abs. 1 bis 3, § 85 
Abs. 1 und 3, § 86 Abs. 1 und § 138 des See- 
mannsgesetzes genügt werden. 

Die Durchführung des Artikels 14 Nr. 2, 3 Buch- 
stabe b, Nr. 4 und 6 des Übereinkommens ist 
durch § 84 Abs. 1 bis 3, § 85 Abs. 1 und 3 sowie 
§ 86 Abs. 1 des Seemannsgesetzes gewährleistet. 
Angesichts der genannten Arbeitszeitbestimmun- 
gen des deutschen Seearbeitsschutzrechts dürfte 
der Nr. 5 des Artikels 14 des Übereinkommens 
kaum praktische Bedeutung zukommen. 

Den Anforderungen des Artikels 15 Nr. 2 Buch- 
stabe a, Nr. 2 Buchstabe b Ziff. i, Nr. 3 Buch- 
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stabe a, Nr. 3 Buchstabe b letzter Fall und Nr. 5 
des Übereinkommens werden § 84 Abs. 1 bis 3 
und § 87 Abs. 1 des Seemannsgesetzes gerecht. 

Artikel 16 des Übereinkommens wird durch § 61 
des Seemannsgesetzes in Verbindung mit § 51 
des Tarifvertrags für die deutsche Seeschiffahrt 
durchgeführt. 

Artikel 18 des Übereinkommens ist in der Bun- 
desrepublik geltendes Recht in Gestalt des § 90 
des Seemannsgesetzes in Verbindung mit den 
§§ 28, 30 und 31 des Tarifvertrages für die deut- 
sche Seeschiffahrt. 

Der Gedanke der möglichsten Einschränkung von 
Mehrarbeit, der in Artikel 19 Nr. 1 des Überein- 
kommens zum Ausdruck kommt, entspricht der 


Begrenzung der Zulässigkeit von Mehrarbeit in 
§ 89 des Seemannsgesetzes. Die in Artikel 19 
Nr. 2 des Übereinkommens aufgeführten Arbei- 
ten, die weder auf die normale Arbeitszeit ange- 
rechnet noch als vergütungspflichtige Mehrarbeit 
zu bewerten sind, sind in § 88 des Seemanns- 
gesetzes noch weitergehend eingeschränkt. 

3. Artikel 21 des Übereinkommens, der sich mit 
Fragen der Besatzungsstärke befaßt, entspricht 
den Vorstellungen, die in den §§ 38 und 143 
Abs. 1 Nr. 7 des Seemannsgesetzes zum Ausdruck 
gekommen sind. Zur Durchführung des Artikels 21 
des Übereinkommens ist allerdings erst noch der 
Erlaß der Rechtsverordnung nach § 143 Abs. 1 
Nr. 7 des Seemannsgesetzes erforderlich. 
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Empfehlung 105 


INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 

betreffend den Inhalt der Schiffsapotheken 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
29. April 1958 zu ihrer einundvierzigsten Ta- 
gung zusammengetreten ist, 
hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend den Inhalt der Schiffsapotheken, 
eine Frage, die zum fünften Gegenstand ihrer 
Tagungsordnung gehört, und 
dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 13. Mai 1958, 
die folgende Empfehlung an, die als Empfehlung 
betreffend Schiffsapotheken, 1958, bezeichnet wird. 

Die Konferenz empfiehlt den Mitgliedern, die fol- 
genden Bestimmungen anzuwenden: 

1. (1) Für jedes in der Seefahrt verwendete 
Schiff sollte die Führung einer Schiffs apotheke an 
Bord vorgeschrieben sein, deren Inhalt von der zu- 
ständigen Stelle unter Berücksichtigung von Um- 
ständen wie Zahl der an Bord befindlichen Perso- 
nen sowie Art und Dauer der Reise festgelegt wer- 
den sollte. Durch besondere Anordntuigen sollte 
dafür gesorgt werden, daß Medikamente, deren 
Verwendung Beschränkungen unterliegt, vom Ka- 
pitän oder einem anderen verantwortlichen Offizier 
verwahrt werden. 

(2) Die Vorschriften über den Mindestinhalt 
der Schiffsapotheken sollten ohne Rücksicht darauf 
Geltung haben, ob ein Schiffsarzt an Bord ist oder 
nicht. 

2. (1) Bei der Ausarbeitung oder Überprüfung 
von Vorschriften über den Inhalt der verschiede- 
nen Arten von Schiffs apotheken sollte die zustän- 
dige Stelle das im Anhang dieser Empfehlung ent- 
haltene Verzeichnis über den Mindestinhalt an 
Medikamenten und ärztlicher Ausrüstung berück- 
sichtigen. 

(2) Diese Vorschriften sollten regelmäßig im 
Lichte neuer medizinischer Entdeckungen, Fort- 
schritte und anerkannter Behandlungsmethoden ge- 
mäß den Abänderungsvorschlägen überprüft wer- 
den, die auf eine zwischen der Internationalen 
Arbeitsorganisation und der Weltgesundheitsorga- 
nisation vereinbarte Weise angenommen werden. 

3. Jede Schiffsapotheke sollte einen von der 
zuständigen Stelle genehmigten ärztlichen Leitfaden 
enthalten, in dem die Verwendung des Inhalts der 


Schiffsapotheke ausführlich erläutert wird. Dieser 
Leitfaden sollte die erforderlichen Einzelheiten ent- 
halten, um es auch Personen, die nicht Schiffsärzte 
sind, zu ermöglichen. Kranken oder Verletzten an 
Bord mit oder ohne zusätzliche funkärztliche Bera- 
tung die notwendige Behandlung zuteil werden zu 
lassen. 

4. Die Vorschriften sollten die ordnungs- 
mäßige Instandhaltung und Pflege der Schiffsapo- 
theken und ihres Inhalts sowie ihre regelmäßige 
Überprüfung in Zeitabständen von gewöhnlich nicht 
mehr als zwölf Monaten durch Personen vorsehen, 
die von der zuständigen Stelle dazu ermächtigt sind. 

ANHANG 

Verzeichnis über den Mindestinhalt an Medikamenten 
und ärzüicher Ausrüstung^) 

A. Medikamente, die den folgenden, 
in der Internationalen Pharmakopoe beschriebenen 
Präparaten entsprechen 

a) In Band I: 

* Diphterie-Serum 

* Tetanus- Serum (in kleinen Mengen) 

Athanolische Jodlösung 

Opiumtinktur (oder ein gleichwertiges Präparat) 

b) In Band II: 

* Adrenalin-Injektionslösung 

* Atropinsulfat-Injektionslösung 
Morphin-Injektionslösung 

* Nikäthamid-Injektionslösung 

* Prokainhydrochlorid-Injektionslösung 
Azetylsalizylsäure-Tabletten 

* Askorbinsäure-Tabletten 

* Amphätaminsulfat-Tabletten 
Kodeinphosphat-Tabletten (und/oder ein gleichwer- 
tiges Präparat) 

Ephedrinhydrochlorid-Tabletten 

* Nitroglyzerin- Tabletten 

* Quecksilberchlo rür- (Kalomel-) T ab letten 
Proguanilhydrochlorid-Tabletten (und/oder ein an- 
deres Präparat gegen Malaria) 

Sukzinylsulfathiazol-Tabletten (oder ein gleichwer- 
tiges Präparat) 

Sulfadiazin-Tabletten (oder ein gleichwertiges Prä- 
parat) 

* Belladonnatinktur 

Wasser für Injektionslösungen 


^) Es empfiehlt sich, die in dieser Liste enthaltenen In- 
jektionslösungen, z. B. Adrenalin, wenn möglich in 
Ampullen von je einer Dosiseinheit bereitzustellen. 
*) fakultativ 
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B. Andere Medikamente 

a) Präparate zur äußerlichen Anwendung: 

Ein Antiseptikum zur Wundbehandlung 
Ein Desinfektionsmittel 
Ein Ungeziefervertilgungsmittel 
Ein Liniment 

Eine Lotion gegen akute Hautentzündungen 
Eine Hämorrhoidalsalbe 

Ein Präparat gegen Herpes tonsurans, z. B. ein 
Präparat mit Benzoe- und Salizylsäure als Wirk- 
stoffen 

Ein Präparat gegen chronisdie Hautentzündungen, 
z. B, zusammengesetzte Zinkpaste 
Ein Präparat gegen Verbrennungen 
Ein Benzoesäurebenzylester-Präparat gegen Krätze 

* Eine Prophylaxe-Packung gegen Gesdileditskrank- 

heiten 

b) Präparate zur Anwendung am Auge: 

Ein Anästhetikum 
Ein Antiseptikum 

* Gelbe Quecksilberoxydsalbe 

c) Ein Präparat gegen Zahnschmerzen 

d) Präparate zur inneren Anwendung: 

Barbitursäurederivate in Tablettenform: i) Schlaf- 
und Beruhigungsmittel mit kurzer Wirkungs- 
dauer; ii) Sedativa und Beruhigungsmittel mit 
langer Wirkungsdauer 

Skopolaminhydrobromid-T abletten (Hyoszinhydro- 
bromid-Tabletten) oder ein gleichwertiges Mittel 
gegen Seekrankheit 

Natriumdilorid-Tabletten gegen Hitzsdilag 
Depotpenicillin-Injektionslösung: Prokainbenzyl- 

penicillin verstärkt (Prokainbenzylpenicillin mit 
kristallinischem Penicillin), Prokainbenzylpeni- 
cillin in öliger Lösung mit Aluminium-Monostea- 
rat oder Benzathinpenicillin 

* Ein Antibioticum für oralen Gebrauch, z. B. Oxyte- 

tracyclinhydrochlorid oder Penicillin V 

* Ein Antihistaminikum 

Ein Mittel zur Regulierung der Magensäure 
Abführmittel 

e) Sonstiges: 

Olivenöl (oder ein gleichwertiges Mittel) 

Ein Exemplar der von der Weltgesundheitsorga- 
nisation veröffentlichten Internationalen Liste der 


Zentren für die Behandlung von Geschlechts- 
krankheiten in Häfen 

Broschüren über die Behandlung von Geschlechts- 
krankheiten (gemäß dem der oben angeführten 
Veröffentlichung beigefügten Muster). 

Von den vorstehend angeführten Präparaten sollten 
die Barbitursäure- und Kodeinphosphat-Tabletten, die 
Morphin-Injektionslösung sowie das Opium- und Bella- 
donnatinktur vom Kapitän oder einem anderen verant- 
wortlichen Offizier unter Verschluß gehalten werden; 
dieser sollte auch für die Verwahrung von Prokain und 
Penicillin verantwortlich sein. 

C. Chirurgische Instrumente, Hilfsmittel und Ausrüstung 
Thermometer 

Injektionsspritze und -nadeln (geeignet für Seren 
und andere Injektionen) 

Faden und Ligatur (Katgut, Silkgut) 

Nadeln (und möglichst ein Nadelhalter) 

Gefäßklemme 

Splitterzange 

Sezierpinzette 

Skalpell (rostfrei) 

Operationsschere 

Aderpresse 

Augenspatel 

Augenschale 

Tropfenzähler 

Weiche Gummikatheter in verschiedenen Größen 
Schienen (aus Holz oder Draht) 

Bettschüssel 

Urinflasche 

Nierenschale 

Schnabeltasse 

Wärmeflasche 

Tragbahre (ein Modell, das sich für die Beförderung 
von Kranken von einem Schiffsteil in den an- 
deren eignet, wie etwa die Neil-Robertson-Trag- 
bahre oder ein gleichwertiges Modell) 
Verbandschere 
Holzspateln 
Verbände 
Gaze 
Watte 
Heftpflaster 

Elastischer Heftverband 
* Gipsverbände 


*) fakultativ 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 105 


Die Empfehlung '105 befaßt sich mit der Einrichtung, 
der Überprüfung und dem Mindestinhalt von 
Schiffsapotheken. Sie bezweckt, die Krankenfür- 
sorge an Bord der in der Seeschiffahrt eingesetzten 
Schiffe zu verbessern und insbesondere sicherzu- 
stellen, daß sich die dafür notwendigen Arznei- und 
sonstigen Hilfsmittel an Bord befinden. 

Die Grundsätze und Regelungen der Empfehlung 
sind im deutschen Recht bereits verwirklicht. Nach 
§ 42 Abs. 1 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957 
(BGBl. II S. 713) hat das Besatzungsmitglied u. a. 
während seines Aufenthalts an Bord Anspruch auf 
ausreichende und zweckmäßige Krankenfürsorge auf 
Kosten des Reeders. Die Krankenfürsorge umfaßt 
nach § 43 des Seemannsgesetzes die Heilbehand- 
lung, die Verpflegung und die Unterbringung des 
Kranken oder Verletzten. Zur Heilbehandlung ge- 
hört auch die Versorgung mit Arznei- und Hilfsmit- 
teln. Die Einzelheiten finden sich in der Verord- 
nung über die Krankenfürsorge auf Kauffahrtei- 
schiffen vom 21. Dezember 1956 (BGBl. II S. 2102) 
— Krankenfürsorgevergütung. 

Zu den einzelnen Nummern der Empfehlung ist zu 
bemerken: 

Zu Nr. 1 

Absatz 1 

Nach § 1 in Verbindung mit der Anlage Teil A der 
Krankenfürsorgeverordnung ist der Reeder ver- 
pflichtet, das Schiff mit bestimmten Arznei- und an- 
deren Hilfsmitteln der Krankenfürsorge auszu- 
rüsten. Art und Umfang der an Bord während der 
Reise mitzuführenden Arznei- und Hilfsmittel sind 
in Verzeichnissen (Anlage Teil B der Krankenfür- 
sorgeverordnung) im einzelnen auf geführt. Welches 
der Verzeichnisse für das Schiff in Betracht kommt, 
ist in der Anlage Teil A der Verordnung nach dem 
Fahrtgebiet des Schiffs und der Zahl der an Bord 
befindlichen Personen aufgegliedert. Ergänzend sieht 
§ 23 Abs. 4 der Verordnung über die Einrichtung 
von Auswandererschiffen vom 21. Dezember 1956 
(BGBl. II S. 2145) bei mehr als 800 Personen an 
Bord eine Verdoppelung, bei mehr als 1500 Perso- 
nen eine Verdreifachung der in den Verzeichnissen 
der Krankenfürsorgeverordnung vorgeschriebenen, 
zum Verbrauch bestimmten Arznei- und anderen 
Hilfsmitteln der Krankenfürsorge vor. 

§ 3 Abs. 1 der Krankenfürsorgeverordnung schreibt 
vor, daß die Ausrüstung übersichtlich geordnet un- 
ter Verschluß aufzubewahren ist, und zwar je nach 
der Ausrüstung in Arzneikästen oder Arzneischrän- 
ken. § 3 Abs. 2 der Verordnung sieht ergänzend 
vor, daß die Arzneischränke in einem dafür geeig- 
neten Raum, auf Schiffen mit mehr als 1500 BRT in 
einem besonderen Raum außerhalb des Kranken- 
raums, aufzustellen sind. Besondere in den Ver- 


zeichnissen gekennzeichnete Arzneimittel sind nach 
§ 7 der Krankenfürsorgeverordnung in einer beson- 
deren Arzneikiste, auf größeren Schiffen in einem 
Giftschrank unter Verschluß zu halten und, soweit 
sie dem Gesetz über den Verkehr mit Betäubungs- 
mitteln (Opiumgesetz) vom 10. Dezember 1929 
(RGBl. I S. 215) unterliegen, in ein Betäubungsmit- 
telbuch einzutragen. Verantwortlich für die Auf- 
bewahrung der Mittel bzw. die ordnungsmäßige 
Führung des Betäubungsmittelbuchs ist auf Schiffen 
ohne Schiffsarzt der Kapitän, sonst der Schiffsarzt. 

Absatz 2 " 

Eine Verpflichtung zur Ausrüstung der Schiffe be- 
steht ohne Rücksicht darauf, ob sich ein Schiffsarzt 
an Bord befindet oder nicht. Die Ausrüstung der 
Schiffe mit Schiffsarzt ist allerdings bedeutend um- 
fangreicher als die der Schiffe ohne Schiffsarzt. 

Zu Nr. 2 

Absatz 1 

Die Verzeichnisse der Anlage Teil B der Kranken- 
fürsorgeverordnung sehen im allgemeinen eine um- 
fangreichere Ausrüstung der Schiffe mit Heilmitteln 
und sonstigen Hilfsmitteln der Krankenfürsorge vor 
als die Anlage zur Empfehlung. Einige der in der 
Anlage zur Empfehlung als fakultativ auf geführten 
Medikamente sind in den Verzeichnissen III bis Vb 
für Schiffe ohne Schiffsarzt nicht enthalten. Zum 
Teil finden sich andere Präparate in den Verzeich- 
nissen, zum Teil wurden Medikamente nicht aufge- 
nommen, weil sie grundsätzlich nur in die Hand von 
Ärzten gehören. 

Bei einer geplanten allgemeinen Überprüfung der 
Krankenfürsorgeverordnung wird eine Ergänzung 
der Verzeichnisse im Sinne der Vorschläge der 
Empfehlung noch einmal zu erörtern sein. 

Absatz 2 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Krankenfür- 
sorgeverordnung in Abständen von etwa 2 Jahren 
im Sinne der in Absatz 2 der Empfehlung gegebe- 
nen Grundsätze zu überprüfen. Die erste dieser 
Überprüfungen der am 1. April 1957 in Kraft ge- 
tretenen Verordnung ist eingeleitet. 

Zu Nr. 3 

Das Bundes gesundheitsamt und die See-Berufsge- 
nossenschaft haben gemeinsam eine Anleitung zur 
Gesundheitspflege auf Kauffahrteischiffen heraus- 
gegeben, die unter Berücksichtigung der an Bord 
des Schiffs nach den Verzeichnissen der Kranken- 
fürsorgeverordnung mitzuführenden Medikamente 
Behandlungsanweisungen gibt. Die Anleitung wen- 
det sich in ihrer Fassung in erster Linie an die Ka- 
pitäne und Schiffsoffiziere, denen auf den Seefahrt- 
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schulen anhand dieser Anleitung die zur Behand- 
lung in Notfällen erforderlichen Kenntnisse vermit- 
telt werden. Die Verzeichnisse in Anlage Teil B der 
Verordnung sehen die Verpflichtung vor, die An- 
leitung an Bord mitzuführen. 

Zu Nr. 4 

§ 2 der Krankenfürsorgeverordnung schreibt vor, 
daß die Ausrüstung vor Antritt jeder Reise von 
mehr als vierwöchiger Dauer, mindestens aber alle 
3 Monate, vom Schiffsarzt, auf Schiffen ohne Schiffs- 
arzt vom Kapitän, auf Sauberkeit, Vollständigkeit, 
zweckentsprechende und ordnungsmäßige Beschaf- 


fenheit, Verschluß der Behälter, Beschriftung und 
den Zustand der Instrumente zu überprüfen ist. 

Nach § 15 der Krankenfürsorgeverordnung hat der 
Reeder die Ausrüstung und die Krankenräume bei 
Indienststellung eines Schiffs und sodann minde- 
stens alle 12 Monate durch die von der Landes- 
regierung dazu bestimmte Behörde prüfen zu lassen. 
Wird das Schiff außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes in Dienst gestellt oder erreicht das 
Schiff binnen 12 Monaten keinen inländischen Ha- 
fen, so hat der Kapitän die Ausrüstung im Einver- 
nehmen mit dem Konsul der Bundesrepublik prüfen 
zu lassen. 
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Empfehlung 106 


INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 

betreffend die funkärztliche Beratung der Schiffe auf See 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
29. April 1958 zu ihrer einundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die funkärztlidie Beratung der Schiffe 
auf See, eine Frage, die zum fünften Gegenstand 
ihrer Tagesordnung gehört, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 13. Mai 1958, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung be- 
treffend die ärztliche Beratung auf See, 1958, be- 
zeichnet wird. 

Die Konferenz empfiehlt den Mitgliedern, die fol- 
genden Bestimmungen anzuwenden: 

Die Mitglieder sollten durch vorsorgliche Maß- 
nahmen gewährleisten, daß 


a) eine funkärztliche Beratung den Schiffen auf See 
zu jeder Tages- oder Nachtzeit unentgeltlich zur 
Verfügung steht; 

b) die ärztliche Beratung, wenn notwendig und 
durchführbar, auch eine fachärztliche Beratung 
umfaßt; 

c) von den vorhandenen Einrichtungen zur funk- 
ärztlichen Beratung zweckentsprechend Gebrauch 
gemacht wird, was unter anderem durch Unter- 
weisung des seefahrenden Personals und durch 
Herausgabe ärztlicher Leitfäden geschehen kann, 
in denen in klarer und knapper Form gezeigt 
wird, welche Angaben dem Arzt für seine Rat- 
erteilung dienlich sind, so daß jeder Ratsuchende 
an Bord über die Angaben unterrichtet ist, die 
der befragte Arzt benötigt; 

d) jedes mit einer Funkanlage versehene Schiff ein 
auf den neuesten Stand gebrachtes und vollstän- 
diges Verzeichnis der Funkstationen mitführt, 
die einen funkärztlichen Beratungsdienst unter- 
halten; dieses Verzeichnis ist vom Funkoffizier 
oder bei kleineren Schiffen von .dem den Funk- 
dienst versehenden Besatzungsmitglied aufzu- 
bewahren. 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 106 


Die Empfehlung 106 befaßt sich mit der kostenlosen 
funkärztlichen Beratung von Schiffen auf See. Sie 
will Möglichkeiten ausbauen bzw. eröffnen, den auf 
Schiffen ohne Schiffsarzt mit der ärztlichen Versor- 
gung erkrankter oder verletzter Besatzungsmitglie- 
der befaßten Kapitänen oder Schiffsoffizieren den 
Rat berufener Ärzte zugänglich zu machen. Sie dient 
damit dazu, die Krankenfürsorge an Bord zu erleich- 
tern und zu verbessern. Die Empfehlung sieht eine 
für die Schiffe kostenlose Beratung vor, um nicht die 
Bereitschaft, die dargebotenen Möglichkeiten im 
Interesse der Besatzungsmitglieder auszunutzen, von 
finanziellen Erwägungen der Reeder oder Schiffs- 
leitungen abhängig zu machen. 

Die organisatorischen Voraussetzungen für die Ver- 
wirklichung der in der Empfehlung vorgeschlagenen 
Grundsätze sind in der Bundesrepublik gegeben. Die 


Grundsätze werden in der Bundesrepublik bereits 
seit längerem befolgt; 

1. über die Küstenfunkstellen der deutschen Bun- 
despost steht Schiffen aller Nationen auf Anfrage 
funkärztlicher Rat zur Verfügung, der von Ärz- 
ten deutscher Krankenhäuser erteilt wird. Weder 
für den Funkverkehr zwischen der Seefunkstelle 
und der Küstenfunkstelle noch für die ärztliche 
Beratung selbst werden Gebühren erhoben. Die 
Beratung wird zu jeder Tages- und Nachtzeit mit 
der erforderlichen Beschleunigung ausgeübt. 

2. Die gemeinsam vom Bundesgesundheitsamt und 
der See-Berufsgenossenschaft herausgegebene 
Anleitung zur Gesundheitspflege auf Kauffahr- 
teischiffen, die nach § 1 in Verbindung mit den 
Verzeichnissen der Anlage Teil B der Verord- 
nung über die Krankenfürsorge auf Kauffahrtei- 
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sdiiffen vom 21. Dezember 1956 (BGBl. II S. 2102) 
zur vorgeschriebenen Ausrüstung der Kauffahr- 
teischiffe gehört, enthält allgemeine Hinweise 
darauf, in welcher Form Anfragen um funkärzt- 
lichen Rat gesandt werden sollen und welche 
Auskünfte notwendig sind, um eine ärztliche 
Diagnose zu erleiditem oder zu ermöglichen. Im 
Rahmen der medizinischen Unterweisung auf 
den Seefahrtschulen werden die Lehrgangsteil- 
nehmer auch über Möglichkeiten der funkärzt- 
lichen Beratung unterrichtet. 

3. Nach § 9 Abs. 5 der Verordnung über die Funk- 
ausrüstung und den Sicherheitsfunkwachdienst 
der Schiffe (Funksicherheitsverordnung) vom 
9. September 1955 (BGBl. II S. 860) in Verbindung 
mit Artikel 12 Nr. 2 Abs. 1 und Artikel 23 des 
Internationalen Fernmeldevertrags, Buenos Aires 
1952 (Gesetz vom 27. Januar 1955 — BGBl. II 
S. 9) und der Vollzugsordnung für den Funk- 
dienst (General Radio Regulations) Ausgabe 
Atlantic-City 1947 haben deutsche Schiffe, die 
mit einer Telegraphiefunkanlage ausgerüstet 


sein müssen, das Verzeichnis der Funkstellen für 
Sonderfunkdienste mitzuführen. Das Verzeichnis 
enthält auch Angaben über Funkstellen, über die 
ärztliche Beratung erteilt wird. Das Verzeichnis 
wird bei Bedarf neu herausgegeben. Alle 3 Mo- 
nate erfolgen zusammenfassende Nachträge. 

Nach § 151 Abs. 2 der auf Grund der Reidis- 
versicäierungsordnung erlassenen Unfallverhü- 
tungsvorschriften der See-Berufsgenossenschaft 
haben mit Funkanlage ausgerüstete deutsche 
Schiffe, soweit sie über eine Telegraphiefunk- 
anlage verfügen, die neueste Auflage des „Nau- 
tischen Funkdienstes", soweit sie nur mit Sprech- 
funkanlage oder Peilfunkanlage ausgerüstet sind, 
innerhalb eines beschränkten Fahrtgebiets die 
neueste Auflage des „Sprechfunks für Küsten- 
schiffahrt" mitzuführen. 

Zum „Nautischen Funkdienst" erscheinen halb- 
monatlich, zum „Sprechfunk für Küstenschiffahrt" 
monatlich Nachträge. Beide Verzeichnisse ent- 
halten Angaben über Funkstellen für den funk- 
ärztlichen Beratungsdienst. 
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Empfehlung 107 


INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 

betreffend die Anheuerung der Seeleute zum Dienst auf im 
Ausland eingetragenen Schiffen 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und 
am 29. April 1958 zu ihrer einundvierzigsten 
Tagung zusammengetreten ist, 

gibt ihrer ernsten Besorgnis darüber Ausdruck, daß 
Angehörige bestimmter Seeschiffahrtsländer 
häufig zum Dienst auf ausländischen Schiffen 
bereit sind, ohne daß ihnen durch ordnungs- 
gemäß abgeschlossene Gesamtarbeitsverträge 
der Schutz und die Arbeitsbedingungen ge- 
sichert sind, die für Schiffe ihres eigenen Landes 
gelten, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die Anheuerung der Seeleute, eine 
Frage, die den dritten Gegenstand ihrer Tages- 
ordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Dfe Konferenz nimmt heute, am 13. Mai 1958, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend die Anheuerung der Seeleute (ausländische 
Schiffe), 1958, bezeichnet wird, 

^ 1. Jedes Mitglied sollte die sich in seinem Ge- 
biet aufhaltenden Seeleute mit allen ihm zu Gebote 
stehenden Mitteln davon abzuhalten suchen, daß sie 
sich auf im Ausland eingetragenen Schiffen an- 
heuern lassen oder in die Anheuerung einwilligen, 
sofern die ihnen gewährten Heuerbedingungen nicht 
im allgemeinen den Bedingungen entsprechen, die 
gemäß den Gesamtarbeitsverträgen und den von 


den anerkannten Verbänden der Reeder und der 
Seeleute gutgeheißenen sozialen Normen in See- 
schiffahrtsländern gelten, in denen derartige Ver- 
träge und Normen herkömmlicherweise eingehalten 
werden. 

2. Jedes Mitglied sollte sich insbesondere ver- 
gewissern, daß geeignete Vorkehrungen getroffen 
sind 

a) für die Heimschaffung eines Seemannes, der auf 
einem im Ausland eingetragenen Schiff beschäf- 
tigt ist und aus einem von ihm nicht verschul- 
deten Grunde in einem ausländischen Hafen an 
Land gesetzt wird, nach 

i) dem Anheuerungshafen oder 

ii) einem Hafen des Heimatstaates des See- 
mannes oder des Staates, dem er angehört, 
oder 

iii) einem anderen Hafen, auf den sich der be- 
' teiligte Seemann und der Kapitän oder der 
Reeder mit Zustimmung der zuständigen 
Stelle oder unter Einhaltung anderer geeig- 
neter Garantien geeinigt haben; 

b) für die ärztliche Betreuung und den Unterhalt 
eines Seemannes, der an Bord eines im Ausland 
eingetragenen Schiffes beschäftigt ist und infolge 
einer Erkrankung oder Verletzung, die er sich 
bei der Ausübung seiner Dienstpflichten an Bord 
zugezogen hat und die nicht auf eine vorsätz- 
liche unstatthafte Handlung zurückzuführen ist, 
in einem ausländischen Hafen an Land gesetzt 
wird. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 107 


Das Ziel der Empfehlung 107 ist es, zu verhindern, 
daß sich Seeleute zum Dienst auf Schiffen anderer 
Flaggen als der Flagge ihres Heimatstaates an- 
heuern lassen, ohne daß ihnen durch gesetzliche 
oder vertragliche Bestimmungen der Schutz und die 
Arbeitsbedingungen gesichert sind, die für die Be- 
satzungen auf den Schiffen der traditionellen See- 
schiffahrtsländer gelten. Die zu diesem Zweck in der 
Empfehlung niedergelegten Grundsätze und Richt- 
linien werden in der Bundesrepublik Deutschland 
durch die mit der Arbeitsvermittlung der Seeleute 
betrauten Stellen befolgt. 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeit und der hiermit ge- 
gebenen Möglichkeiten wirken die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung und die seemännischen Heuerstellen, denen 
nach den Bestimmungen des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
3. April 1957 (BGBl. I S. 321) und der Verordnungen 
über seemännische Heuerstellen vom 8. November 
1924 (RGBl. I S. 739) und vom 20. September 1927 
(RGBl. I S. 303) die Arbeitsvermittlung der Seeleute 
obliegt, mit den sonstigen beteiligten Stellen und 
Organisationen im Sinne der Nr. 1 der Empfehlung 
auf die Seeleute ein, daß sie auf im Ausland ein- 
getragenen Schiffen nur Dienst tun oder sich zum 
Dienst auf solchen Schiffen nur verpflichten, wenn 
die Arbeitsbedingungen auf diesen Schiffen den Er- 
fordernissen der Nr. 1 der Empfehlung entsprechen. 
Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung ist außerdem bemüht, aus- 
ländische Reeder zu veranlassen, Seeleute über die 
Dienststellen der Bundesanstalt bzw. die seemän- 
nischen Heuerstellen einzustellen und die Seeleute 
zu bewegen, für die Vermittlrmg eines Arbeits- 
platzes die Dienststellen der Bundesanstalt bzw. die 
seemännischen Heuerstellen in Anspruch zu nehmen. 

Die in Nr. 2 der Empfehlung vorgesehene Ver- 
gewisserung über die Sicherstellung der Rückkehr 
und der ärztlichen Betreuung von ii& Ausland zu- 
rückgelassenen Seeleuten ist eine nähere Konkreti- 
sierung des Inhalts der Nr. 1 der Empfehlung. 

Die entsprechenden Ansprüche von Seeleuten auf 
Kauffahrteischiffen, die die Bundesflagge führen, 
sind in den §§ 42 ff. und 72 ff. des Seemannsgesetzes 
vom 26. Juli 1957 (BGBl. II S. 713) geregelt und ge- 


hören zu den Arbeitsbedingungen im Sinne der 
Nr. 1 der Empfehlung. Allgemein ergibt sich diese 
Verpflichtimg zur Überwachung der Heuerbedingun- 
gen auch bereits aus Artikel 7 des Übereinkommens 
Nr. 9 der Internationalen Arbeitsorganisation über 
die Arbeitsvermittlung für Schiffsleute, das vom 
1 Deutschen Reich mit Gesetz vom 25. Mai 1925 
(RGBl. II S. 166) ratifiziert wurde und für die Bun- 
desrepublik Deutschland verbindlich ist (vgl. BGBl. 
1952 II S. 607). 

■ Im übrigen wird die Bundesregierung auf die Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung in der Richtung Einfluß nehmen, daß 
sie die Heuerstellen anweist, eine Vermittlung von 
Seeleuten an Reeder von Schiffen fremder Flagge 
nur vorzunehmen, wenn die abzuschließenden 
Heuerverträge inhaltlich die Voraussetzungen der 
Nr. 2 der Empfehlung 107 erfüllen. Die Bundes- 
regierung wird dieser Frage ferner ihre besondere 
1 Aufmerksamkeit schenken im Zusammenhang mit 
i der z. Z. vom Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
i Ordnung vorbereiteten Verordnung über die Vor- 
' aussetzungen und das Verfahren der Arbeitsver- 
mittlung und Anwerbung von Arbeitnehmern für 
eine Beschäftigung im Ausland, die auf die Ermäch- 
tigung in § 42 Abs. 2 des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung zurückgeht. 
Hierbei wird insbesondere geprüft werden, ob für 
die Vermittlung von Seeleuten an Reeder von Schif- 
fen fremder Flagge ein neuer Musterheuervertrag 
ausgearbeitet und ob die Vermittlung an diese 
Reder grundsätzlich davon abhängig gemacht wer- 
den soll, daß dieser Vertrag oder ihm entsprechende 
Arbeitsbedingungen dem Heuerverhältnis zugrunde 
gelegt werden. Gegenstand des Musterheuerver- 
trages würden dann unter anderem die in Nr. 2 der 
Empfehlung 107 berührten Fragen der Arbeits- 
bedingungen sein. 

Abschließend sei noch darauf hingewiesen, daß 
deutsche Seeleute, die sich in hilfsbedürftigem Zu- 
stand im Ausland befinden, der Empfehlung ent- 
sprechend nach den Vorschriften des Gesetzes betr. 
die Verpflichtung der Kauffahrteischiffe zur Mit- 
nahme heimzuschaffender Seeleute vom 2. Juni 1902 
(RGBl. S. 212) in die Bundesrepublik zurückbefördert 
werden. 
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Empfehlung 108 


INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 

betreffend die Lebens- und Arbeitsbedingungen und die Sicher- 
heit der Seeleute im Zusammenhang mit der Eintragung der 

Schiffe 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und 
am 29. April 1958 zu ihrer einundvierzigsten 
Tagung zusammengetreten ist, 
hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend den Flaggenwechsel im Zusammen- 
hang mit den sozialen und Sicherheitsbedingun- 
gen, eine Frage, die den vierten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung bildet, und 
dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 14. Mai 1958, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung be- 
treffend die Lebens- und Arbeitsbedingungen und 
die Sicherheit der Seeleute, 1958, bezeichnet wird. 

Die Konferenz geht davon aus, daß die Arbeits- 
bedingungen wesentliche Bedeutung für den Schutz 
des menschlichen Lebens auf See haben; 

daß die damit zusammenhängenden Probleme 
durch die in großem Umfang erfolgte Eintragung 
von Schiffsraum in Ländern, die bisher nicht als tra- 
ditionelle Seeschiffahrtsländer galten, besonders 
stark in den Vordergrund gerückt worden sind; 

daß das von der Seerechtskonferenz der Vereinten 
Nationen angenommene und am 29. April 1958 zur 
Unterzeichnung aufgelegte Übereinkommen über 
die Hohe See eine Reihe von Bestimmungen ent- 
hält betreffend 

i) das Recht jedes Staates, Schiffe unter seiner 
Flagge zur See fahren zu lassen; 

ii) die an die Staatsangehörigkeit des Sdiiffes ge- 
knüpfte Bedingung, daß „eine echte Verbin- 
dung zwischen dem Staat und dem Schiff be- 
stehen muß" und daß der Staat „insbesondere 
von seiner Verfügungs- und Aufsichtsgewalt 
über die seine Flagge führenden Schiffe in ver- 
waltungsmäßiger, technischer und sozialer Hin- 
sicht wirkungsvollen Gebrauch machen" muß; 

iii) die Vernflichtung jedes Staates, hinsichtlich der 
seine Flagge führenden Schiffe alle notwendi- 
gen Maßnahmen zu treffen, um die Sicherheit 
der Seeschiffahrt zu gewährleisten, insbeson- 


dere im Hinblick auf die Besatzungsstärke und 
die Arbeitsbedingungen der Besatzungen unter 
Berücksichtigung der einschlägigen internatio- 
nalen Arbeitsurkunden. 

Die Konferenz nimmt Bezug auf die Empfehlung 
betreffend die Anheuerung der Seeleute (ausländi- 
sche Schiffe), 1958, sowie 

auf die Bestimmungen des Übereinkommens über 
die Soziale Sicherheit der Schiffsleute, 1946, und 

empfiehlt, die folgenden Bestimmungen anzu- 
wenden: 

Das Eintragungsland sollte sämtliche Verpflich- 
tungen, die sich aus der Eintragung ergeben, auf 
sich nehmen und von seinerVerfügungs- und Auf- 
sichtsgewalt im Interesse der Sicherheit und des 
Wohlbefindens der Seeleute, die auf seinen in der 
Handelsschiffahrt verwendeten Seeschiffen Dienst 
tun, wirkungsvollen Gebrauch machen; insbesondere 
sollte es 

a) Vorschriften ausarbeiten und in Kraft setzen, die 
gewährleisten, daß alle in seinem Register ein- 
getragenen Schiffe international anerkannte 
Sicherheitsnormen einhalten; 

b) für einen zweckentsprechenden, den Erforder- 
nissen des eingetragenen Schiffsraumes ange- 
messenen Schiffsinspektionsdienst und eine 
regelmäßige Inspektion aller in seinem Register 
eingetragenen Schiffe sorgen, um die Einhaltung 
der gemäß a) erlassenen Vorsdiriften zu ge- 
währleisten? 

c) in seinem Gebiet und im Ausland die erforder- 
lichen, unter staatlicher Aufsicht stehenden Stel- 
len einrichten, um die An- und Abmusterung der 
Seeleute zu überwadien? 

d) dafür sorgen oder sich vergewissern, daß die Be- 
dingungen, unter denen die Seeleute arbeiten, 
den von den traditionellen Seeschiffahrtsländern 
allgemein anerkannten Normen entsprechen; 

e) durch gesetzliche oder sonstige Bestimmungen 
den an Bord seiner Schiffe arbeitenden Seeleuten 
die Vereinigungsfreiheit sichern, wenn dies nicht 
schon auf anderem Wege geschehen ist; 

f) durch gesetzliche oder sonstige Bestimmungen 
gewährleisten, daß den auf seinen Schiffen ar- 
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beitenden Seeleuten gemäß der in den tradi- 
tionellen Seeschiffahrtsländern üblichen Praxis 
geeignete Heimschaffungsmöglichkeiten geboten 
werden; 


g) dafür sorgen, daß geeignete und angemessene 
Vorkehrungen für die Prüfung von Bewerbern 
um Befähigungsnachweise und für die Ausstel- 
lung solcher Nachweise getroffen werden. 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 108 


Die Empfehlung 108 befaßt sich damit, die Ver- 
pflichtungen zusammenzufassen, die ein Flaggen- 
Staat übernehmen sollte, um ausreichende soziale 
Bedingungen und die Sicherheit der auf Schiffen 
seiner Flagge beschäftigten Seeleute zu gewähr- 
leisten. Die Empfehlung stellt Grundsätze, die in 
den traditionellen Seeschiffahrtsländern — auch in 
der Bundesrepublik — seit langem gelten, zu dem 
Zweck zusammen, sie auch bei Staaten zur Geltung 
zu bringen, die, ohne Schiffahrtsnationen zu sein, in 
ihren Schiffsregistern einen erheblichen Teil der 
Welthandelsflotte führen. Die Bundesregierung be- 
grüßt die Empfehlung und hofft, daß sie dazu bei- 
trägt, den Begriff der „echten Verbindung" zwischen 
Schiff und Flaggenstaat, welcher in dem auf der See- 
rechtstagung der Vereinten Nationen angenomme- 
nen und am 29. April 1958 zur Unterzeichnung auf- 
gelegten Übereinkommen über den Status der 
Hohen See gefordert wird, auf sozialem Gebiet 
näher zu umreißen. 

Die gesetzlichen und organisatorischen Voraus- 
setzungen für die Verwirklichung der in der Emp- 
fehlung vorgeschlagenen Grundsätze sind in der 
Bundesrepublik bereits gegeben. Auf Schiffen, 
welche die Bundesflagge führen, findet deutsches 
Recht Anwendung. Dabei ist es unerheblich, ob das 
Führen der Bundesflagge auf eine Verpflichtung aus 
dem Flaggenrechtsgesetz vom 8. Februar 1951 
(BGBl. I S. 79) beruht oder ob das Recht zur Flag- 
genführung in den im Flaggenrechtsgesetz vorge- 
sehenen Fällen verliehen ist. Das deutsche Recht 
enthält Vorschriften, die auf der einen Seite die 
Sicherheit und die in der Empfehlung umgrenzte 
soziale Stellung der Seeleute gewährleisten, auf der 
anderen Seite aber auch die Möglichkeit bieten, 
diese Vorschriften wirksam zu überwachen und für 
ihre Durchführung zu sorgen. 

Im einzelnen ist zu den Buchstaben a bis g der Emp- 
fehlung zu bemerken: 

Zu a) 

Die Bundesrepublik ist den internationalen Ab- 
kommen, die sich auf die Schiffssicherheit beziehen, 
beigetreten und hat diesen Gesetzen entsprechende 
Durchführungsvorschriften erlassen, die unter an- 
derem für die in der Handelsschiffahrt verwendeten 
Seeschiffe gelten. Es handelt sich hier um 

1. das Gesetz über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Intemationq.len Schiffssicher- 
heitsvertrag London 1948 vom 22. Dezember 1953 
(BGBl. II S. 603J, 


2. die Verordnung über Sicherheitseinrichtungen 
für Fahrgast- und Frachtschiffe (Schiffssicher- 
heitsverordnung) vom 31. Mai 1955 (BGBl. II 
S. 645), 

3. die Verordnung über die Funkausrüstung und 
den Sicherheitsfunkwachdienst der Schiffe (Funk- 
sicherheitsverordnung) vom 9. September 1955 
(BGBl. II S. 860), 

4. die Bekanntmachung über das Internationale 
Übereinkommen über den Freibord der Kauf- 
fahrteischiffe (London 5. Juli 1930) vom 12. Ok- 
tober 1933 (RGBl. II S. 707), 

5. die Verordnung über den Freibord der Kauf- 
fahrteischiffe vom 25. Dezember 1932 (RGBL II 
S. 278). 

Dazu treten noch die auf Grund der Reichsver- 
sicherungsordnung erlassenen und vom Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung ge- 
nehmigten Unfallverhütungsvorschriften der See- 
Berufsgenossenschaft. 

Zu b) 

Durch im wesentlichen von der See-Berufsgenossen- 
schaft durchgeführte Schiffsinspektionen, zu denen 
auch Überprüfungen durch die Wasserschutzpolizei 
treten, ist dafür gesorgt, daß die zu a) aufgeführten 
Vorschriften auf Schiffen unter der Bundesflagge 
eingehalten werden. Der Umfang dieses regelmäßi- 
gen Überwachungsdienstes ist auf die Größe der 
deutschen Handelsflotte zugeschnitten. 

Zu c) 

Die An- und Abmusterung von Seeleuten auf Schif- 
fen unter der Bundesflagge wird nach § 13 des See- 
mannsgesetzes vom Seemannsamt vorgenommen. 
Seemannsämter sind nach § 9 des Seemannsgesetzes 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes die von den 
Landesregierungen als Seemannsämter eingerich- 
teten Verwaltungsbehörden, außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Grundgesetzes die vom Bundesminister 
des Auswärtigen bestimmten diplomatischen und 
konsularischen Vertretungen der Bundesrepublik. Der 
Bundesminister des Auswärtigen hat durch Bekannt- 
machung vom 2. April 1958 (BAnz. Nr. 70 S. 1 mit 
späteren Ergänzungen) diejenigen Vertretungen be- 
stimmt, welche im Ausland An- und Abmusterungen 
vornehmen können. 

Zu d) 

Die im Dritten und Vierten Abschnitt des Seemanns- 
gesetzes und in den Tarifverträgen für die deutsche 
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Seeschiffahrt, für die deutsche Hochseefischerei und 
die Loggerfischerei enthaltenen Arbeitsbedingun- 
gen entsprechen den international anerkannten 
Normen des Seemannsredits. 

Zu e) 

Die Vereinigungsfreiheit ist in der Bundesrepublik 
allgemein gewährleistet (Artikel 9 Abs. 3 GG). 

Zu f) . 

In den Fällen der §§49 und 65 bis 67 des Seemanns- 
gesetzes hat der Reeder nach § 72 des Seemanns- 
gesetzes das Besatzungsmitglied in folgenden Fällen 
kostenfrei in das Bundesgebiet zurückzubefördern: 

1. wenn das Besatzungsmitglied wegen Krankheit 
oder Verletzung außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Grundgesetzes zurückgelassen wer- 
den mußte (§ 49 des Seemannsgesetzes), 

2. wenn der Reeder dem Schiffsmann auf Grund 
des § 65 des Seemannsgesetzes gekündigt hat, 
weil die Fortsetzung des Heuerverhältnisses un- 
zumutbar war, ohne daß einer der in § 64 des 
Seemannsgesetzes aufgeführten Gründe vorlag, 

3. wenn der Reeder einem Besatzungsmitglied bei 
Verlust des Schiffs ohne Einhaltung einer Kün- 
digungsfrist kündigt (§ 66 des Seemannsgeset- 
zes), 

4. wenn ein Besatzungsmitglied das Heuerverhält- 
nis aus vom Reeder zu vertretenden Gründen 
fristlos gekündigt hat (§ 67 des Seemanns- 
gesetzes). 

Der Anspruch auf freie Rückbeförderung ist ohne 
Rücksicht auf die Nationalität für alle Besatzungs- 


mitglieder von Schiffen unter der Bundesflagge ge- 
geben, jedoch mit der Maßgabe, daß bei Aus- 
ländern auch eine kostenfreie Rückbeförderung in 
den Heimat- oder letzten Aufenthaltsstaat verein- 
bart werden kann (§ 137 des Seemannsgesetzes). 

Besteht kein Rückbeförderungsanspruch oder läßt er 
sich nicht verwirklichen, so tritt für deutsche Be- 
satzungsmitglieder, die sich in hilfsbedürftigem Zu- 
stand im Ausland befinden, das Gesetz betr. die 
Verpflichtung zur Mitnahme heimzuschaffender See- 
leute vom 2. Juni 1902 (RGBl. S. 212) ein, welches 
die Kapitäne deutscher Schiffe verpflichtet, auf eine 
Mitnahmeanweisung des Seemannsamts hilfsbedürf- 
tige oder straffällige Seeleute gegen eine Vergütung 
mitzunehmen. 

Zu g) 

Die Ausbildung von nautischen und technischen 
Schiffsoffizieren sowie von Funkoffizieren und die 
Ausgabe von Befähigungszeugnissen werden durch 
die Schiffsbesetzungsordnung vom 29. Juni 1931 
(RGBl. II S. 517 mit zahlreichen Abänderungen) bzw. 
die Bestimmungen des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen über den Erwerb von 
Seefunkzeugnissen vom 28. September 1953 in der 
Fassung vom 23. Februar 1956 (Amtsblatt des Bun- 
desministers für das Post- und Fernmeldewesen A 

S. 157) geregelt. Entsprechende Vorschriften für die 
Schiffsleute des Deckdienstes enthält die Verord- 
nung über die Eignung und Befähigung von Schiffs- 
leuten des Deckdienstes auf Kauffahrteischiffen vom 
28. Mai 1956 (BGBl. II S. 591). Für die erforder- 
lichen Lehrgänge stehen von den Küstenländern ein- 
gerichtete Seefahrt-, Schiffsingenieur- und See- 
mannsschulen zur Verfügung. 
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Empfehlung 109 


INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 

betreffend die Heuern, die Arbeitszeit an Bord und die 
Besatzungsstärke 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und 
am 29. April 1958 zu ihrer einundvierzigsten 
Tagung zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die allgemeine Abänderung des Über- 
einkommens über die Heuern, die Arbeitszeit 
an Bord und die Besatzungsstärke (Neufassung), 
1949, eine Frage, die den zweiten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung bildet, 

hat das Übereinkommen über die Heuern, die Ar- 
beitszeit an Bord und die Besatzungsstärke 
(Neufassung), 1958, angenommen und 

hält eine weitere Urkunde für erforderlich, die in 
gleicher Weise dazu bestimmt ist, den Mitglie- 
dern die Verbesserung der Beschäftigungs- 
bedingungen der Seeleute nahezulegen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 14. Mai 1958. die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend die Heuern, die Arbeitszeit an Bord und die 
Besatzungsstärke, 1958, bezeichnet wird. 

Geltungsbereich 

1. Diese Empfehlung gilt für Seeleute, mit Aus- 
nahme des Kapitäns, die auf der Handelsschiffahrt 
dienenden Seeschiffen mit Kraftantrieb beschäftigt 
sind, sofern es sich nicht um Fahrzeuge, die zu 
Fahrten in Flußmündungen verwendet werden, um 
Fischereifahrzeuge oder um Schiffe einfacher Bau- 
art handelt. 

Die Heuer 

2. Das Grundentgelt oder die Grundheuer eines 
Vollmatrosen, der auf einem Schiff, für das diese 
Empfehlung gilt, beschäftigt ist, sollte für den Ka- 
lenderdienstmonat nicht geringer sein als der Ge- 
genwert von fünfundzwanzig Pfund in der Währung 
des Vereinigten Königreiches von Großbritannien 
und Nordirland oder siebzig Dollar in der Währung 
der Vereinigten Staaten von Amerika, je nachdem, 
welcher dieser beiden Beträge höher ist. Werden je- 
doch auf Schiffen Gruppen von Mannschaftsmitglie- 
dern beschäftigt, die eine höhere Zahl von Mann- 


schaftsmitgliedern erfordern als sonst beschäftigt 
würden, so können bei der Festsetzung des Mindest- 
entgelts oder der Mindestheuer unter Beachtung des 
Grundsatzes des gleichen Entgelts für gleiche Arbeit 
besondere Umstände berücksichtigt werden, wie 
etwa die Zahl der zusätzlich Beschäftigten sowie 
Unterschiede der Mannschaftskosten, die sich für 
den Reeder als Folge der Beschäftigung dieser 
Mannschaftsmitglieder ergeben. 

3. Wird der vorstehende Absatz nicht durch Ge- 
samtarbeitsvertrag zwischen maßgebenden Berufs- 
verbänden der Reeder und der Seeleute durdige- 
führt, so sollte jedes Mitglied die notwendigen 
Maßnahmen treffen, um 

a) durch ein System von Überwachung imd Zwangs- 
maßnahmen die Gewähr zu schaffen, daß das ge- 
zahlte Entgelt nicht niedriger ist als die auf 
Grund des vorstehenden Absatzes geltenden 
Sätze, 

b) zu gewährleisten, daß jeder, der ein Entgelt zu 
einem niedrigeren als dem im vorstehenden Ab- 
satz bestimmten Satz erhalten hat, den ihm zu- 
stehenden Restbetrag im Wege eines nicht kost- 
spieligen und raschen gerichtlichen oder anderen 
Verfahrens eintreiben kann. 

Arbeitszeit 

4. Auf See und im Hafen sollte die Normal- 
arbeitszeit für alle Dienstzweige acht Stunden täg- 
lich betragen. Die Arbeitszeit im Hafen am wöchent- 
lichen Ruhetag und am Vortag des wöchentlichen 
Ruhetages sollte durch die innerstaatliche Gesetz- 
gebung oder durch Gesamtarbeitsverträge geregelt 
werden. 

5. Ist das Schiff am wöchentlichen Ruhetag auf 
See, so sollten die Seeleute eine Vergütung erhal- 
ten, die durch Gesamtarbeitsverträge oder durch 
die innerstaatliche Gesetzgebung festzusetzen ist. 

6. Bei kleineren Schiffen und bei Schiffen mit 
kurzer Reisedauer kann durch Gesamtarbeitsver- 
träge oder durch die innerstaatliche Gesetzgebung 
eine durchschnittliche Arbeitszeit von acht Stunden 
täglich vorgesehen werden. 

7. Der Satz oder die Sätze für Überstundenver- 
gütung sollten durch die innerstaatlidie Gesetz- 
gebung vorgeschrieben oder durch Gesamtarbeits- 
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vertrag festgesetzt werden; der Überstundenzuschlag 
sollte aber keinesfalls niedriger sein als 25 Prozent 
des Grundentgelts oder der ^Grundheuer. Die inner- 
staatliche Gesetzgebung oder die Gesamtarbeits- 
verträge können vorsehen, daß die Barvergütung 
durch Freizeit und Landgang von entsprechender 
Dauer oder durch Ausgleich auf andere Weise ab- 
gegolten wird. 

8. Die innerstaatliche Gesetzgebung oder die Ge- 
samtarbeitsverträge sollten diejenigen Arbeiten be- 
stimmen, deren Ausführung weder in die Normal- 
arbeitszeit einzurechnen noch als Überstunden- 
leistung im Sinne dieser Empfehlung zu bewerten 
ist. 

9. Gesamtarbeitsverträge können aus besonde- 
ren Gründen Sonderr^elungen für einen angemes- 
senen Ausgleich an Stelle der Bezahlung der Über- 
stunden vorsehen. 

Besatzungsstärke 

10. Offiziere und Mannschaftsmitglieder sollten 
in ausreichender Anzahl beschäftigt werden, damit 


eine übermäßige Leistung von Überstunden ver- 
mieden und der Schutz des menschlichen Lebens auf 
See gewährleistet werden kann. 

11. Jedes Mitglied sollte zur Untersuchung und 
Erledigung aller Beschwerden oder Streitigkeiten 
betreffend die Besatzungsstärke eines Schiffes ein 
wirksames Verfahren einführen oder sich von 
dessen Vorhandensein vergewissern. 

12. Vertreter der maßgebenden Berufsverbände 
der Reeder und der Seeleute sollten allein oder in 
Zusammenarbeit mit anderen Personen oder Behör- 
den bei diesem Verfahren mitwirken. 


Allgemeine Bestimmung 

13. Soweit nach Gesetz, Rechtsspruch, Gewohn- 
heitsrecht oder Vertrag zwischen Reedern und See- 
leuten in bezug auf die Heuern, die Arbeitszeit an 
Bord und die Besatzungsstärke günstigere Bedin- 
gungen für die Seeleute gelten, als in dieser Emp- 
fehlung vorgesehen sind, werden diese durch die 
Bestimmungen dieser Empfehlung nicht berührt. 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 109 


Die Empfehlung befaßt sich mit denselben Gegen- 
ständen wie das Übereinkommen 109, so daß hier 
zum Teil auf die dazu gegebene Stellungnahme ver- 
wiesen werden kann. 

1 . Die Nr, 2 und 3 der Empfehlung enthalten 
wiederum die Bindung der Grundheuer des Voll- 
matrosen an das englische Pfund und den US- 
Dollar. Es kann daher insoweit hier auf die Aus- 
führungen zu II. 1. in der Stellungnahme zu dem 
Übereinkommen 109 Bezug genommen werden. 
Die Nr. 2 der Empfehlung unterscheidet sich von 
Artikel 6 Abs. 1 des Übereinkommens 109 je- 
doch dadurch, daß die Höhe der Heuern herauf- 
gesetzt ist. Audi sie wird abej: noch durch den 
z. Z. geltenden Heuertarifvertrag für die deut- 
sche Seeschiffahrt gedeckt. Insoweit werden da- 
her diese Bestimmungen der Empfehlung in der 
Bundesrepublik Deutschland befolgt. 

Der Nr. 3 der Empfehlung kommt für die Bun- 
desrepublik keine Bedeutung zu, da mit Rück- 
sicht auf die Autonomie der Sozialpartner auf 
diesem Gebiet eine Durchführung der Nr. 2 nur 
durch G esamtarb eit s vertrag in Betracht kommt. 

2. Die Arbeitszeitregelungen der Empfehlung ent- 
sprechen im wesentlichen dem geltenden deut- 
schen Seearbeitszeitschutzrecht. 

Der Nr. 4 der Empfehlung entsprechen im deut- 
schen Recht weitgehend die §§ 85 bis 87 des 
Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957 (BGBL II 
S. 713). Abweichungen bestehen insofern, als 
nach § 87 Abs. 2 des Seemannsgesetzes die 
Arbeitszeit für das Verpflegungs-, Bedienungs- 


und Krankenpflegepersonal bis zu 9 Stunden* 
täglich verlängert werden kann, wenn in die 
Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Um- 
fange Arbeitsbereitschaft fällt. Außerdem läßt 
§ 138 Abs. 1 und 2 des Seemannsgesetzes für die 
Besatzungsmitglieder des Deck- und des Ma- 
schinenpersonals der dort bezeichneten Zwei- 
Wachen-Schiffe auf See eine Arbeitszeit bis zu 
12 Stunden täglich zu. 

Die in Nr. 5 der Empfehlung vorgesehene Ver- 
gütung für den Fall, daß das Schiff am wöchent- 
lichen Ruhetag auf See ist, kennt das deutsche 
Recht in dieser Form nicht. Vielmehr erhalten 
die Besatzungsmitglieder auf Kauffahrteischiffen 
unter der Bundesflagge als Ausgleich für auf 
See verbrachte Sonn-’ und Feiertage einen ar- 
beitsfreien Werktag nach näherer Maßgabe der 
§§91 und 100 des Seemannsgesetzes. Daneben 
wird Sonn- und Feiertagsarbeit auf See nach 
§ 90 Abs. 3 des Seemannsgesetzes mit einem 
besonderen Zuschlag vergütet; eine derartige 
Vergütung wird danach aber nicht gewährt für 
Wachdienst und für die Sonntagsarbeit auf See 
des Verpflegungs-, Bedienungs- und Kranken- 
pflegepersonals nach § 87 Abs. 4 des Seemanns- 
gesetzes. 

Bei den in Nr. 6 der Empfehlung genannten 
Schiffen wird es sich in der Regel um Zwei- 
Wachen-Schiffe handeln. Hinsichtlich der Rege- 
lung des § 138 des Seemannsgesetzes darf in 
diesem Zusammenhang auf die Ausführungen 
oben zu Nr. 4 der Empfehlung verwiesen wer- 
den. Bei Reisen von weniger als 10 Stunden 
Dauer gilt — ebenso wie allgemein für die nicht 
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Wache gehenden Besatzungsmitglieder — auch 
für die in § 138 Abs, 1 des Seemannsgesetzes 
genannten Besatzungsmitglieder eine tägliche 
Arbeitszeit von 8 Stunden. 

Zu Nr. 7 der Empfehlung kann auf die Ausfüh- 
rungen zu Artikel 18 unter II. 2. der Stellimg- 
nahme zu dem Übereinkommen Nr. 109 ver- 
wiesen werden. 

Die Erfordernisse der Nr. 8 der Empfehlung 
werden durch die §§ 88 bis 90 des Seemanns- 
gesetzes erfüllt. 

Dem Gedanken der Nr. 9 der Empfehlung wird 
durch § 51 Abs. 4 des Tarifvertrags für die deut- 
sche Seeschiffahrt Rechnung getragen. 


Soweit danach Abweichungen der Rechtslage 
nach dem Seemannsgesetz von den Regelungen 
der Empfehlung bestehen, ist auf Grund dessen 
eine Änderung des deutschen Rechts deswegen 
ebensowenig zweckmäßig wie auf Grund der 
Normen des Übereinkommens 109. Insoweit 
darf wiederum auf die dort gegebene Stellung- 
nahme zu II. 2. verwiesen werden. 

3. Für die Regelung von Fragen der Besatzungs- 
stärke in den Nr. 10 bi& 12 der Empfehlung gilt 
dasselbe wie hinsichtlich des Artikels 21 des 
Übereinkommens 109. In diesem Zusammenhang 
darf daher auf die Ausführungen zu II. 3. der 
Stellungnahme zu dem Übereinkommen 109 Be- 
zug genommen werden. 


29 



